BOTSCHAFT	Nr. 110



zum Dekretsentwurf Ÿber die

Einleitung der Totalrevision

der Staatsverfassung

__________________________	Freiburg, den 29. September 1998







DER STAATSRAT DES KANTONS FREIBURG



AN DEN



GROSSEN RAT







Sehr geehrte Frau PrŠsidentin

Sehr geehrte Damen und Herren



Wir unterbreiten Ihnen hiermit einen Dekretsentwurf, der die geplante Totalrevision der Staatsverfassung konkretisiert, die bereits in verschiedenen Antworten auf parlamentarische Vorstšsse und in den Regierungsrichtlinien der zwei letzten Legislaturperioden angekŸndigt wurde.



Die vorgeschlagene †berarbeitung unserer Verfassung wird die Geschichte des Kantons Freiburg zweifelsohne prŠgen. Das zeitliche Zusammenfallen mit dem 150-Jahr-Jubiläum des Schweizerischen Bundesstaates ist weder Zufall noch rein symbolischer Natur. Die geplante Verfassungsrevision bringt den Willen der Regierung zum Ausdruck, den Kanton Freiburg im Hinblick auf den Schritt in das dritte Jahrtausend mit den geeigneten Mitteln und Instru�menten zu versehen, damit er seine Stellung innerhalb des Bundes verstŠrken und die inter�kantonale und die grenzŸberschreitende Zusammenarbeit zum Wohle seiner Bevölkerung ausbauen kann.



In der vorliegenden Botschaft werden vor allem die GrŸnde fŸr die Totalrevision und die ModalitŠten dieses Verfahrens dargelegt. Die Botschaft umfasst die folgenden neun Kapitel:



I.	Die Staatsverfassung von 1857: Entstehung und Entwicklung 



II.	Wesen, Aufgabe und Bedeutung einer Staatsverfassung



III.	Notwendigkeit einer Totalrevision



IV.	Verfassunggebendes Organ



V.	Vorschlag fŸr die Gliederung der neuen Verfassung



VI.	Ziele und wichtigste Revisionsbereiche



VII.	Vorarbeiten



�VIII.	Abstimmungsverfahren



IX.	Kommentar zum Dekretsentwurf









* * * * * * * * * * * *







ABK†RZUNGSVERZEICHNIS





Abs.	Absatz

Art.	Artikel

BBl	Bundesblatt

BGE	Amtliche Sammlung der Entscheidungen des Schweizerischen Bundesgerichts

BV	Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 29. Mai 1874 (SR 101)

EFTA	EuropŠische Freihandelsvereinigung

EWR	EuropŠischer Wirtschaftsraum

f.	und folgende(r)

ff.	und folgende

FHG	Gesetz vom 25. November 1994 Ÿber den Finanzhaushalt des Staates (SGF 610.1)

GABR	Gesetz vom 18. Februar 1976 Ÿber die AusŸbung der bŸrgerlichen Rechte (SGF 115.1)

GRRG	Gesetz vom 15. Mai 1979 über das Reglement des Grossen Rates (SGF 121.1)

IAO	Internationale Arbeitsorganisation

KSG	Gesetz vom 26. September 1990 Ÿber die Beziehungen zwischen den Kirchen und dem Staat (SGF 190.1)

KSZE	Organisation fŸr Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa

KV	Staatsverfassung des Kantons Freiburg vom 7. Mai 1857 (SGF 10.1)

S.	Seite

SGF	Systematische Gesetzessammlung des Kantons Freiburg

SR	Systematische Sammlung des Bundesrechts

StPO	Strafprozessordnung vom 14. November 1996 (noch nicht in Kraft)

TGR	Amtliches Tagblatt der Sitzungen des Grossen Rates des Kantons Freiburg

UNO	Vereinte Nationen

vgl.	vergleiche

VRG	Gesetz vom 23. Mai 1991 Ÿber die Verwaltungsrechtspflege

WTO	Welthandelsorganisation

Ziff.	Ziffer



�I.	DIE STAATSVERFASSUNG VON 1857: ENTSTEHUNG UND ENTWICKLUNG





1.	Entstehung



Um die Staatsverfassung von 1857 zu verstehen, muss man sie im Zusammenhang mit ihren Vorläuferinnen sehen.



Die Verfassung von 1803 regelt die Geschicke des Kantons Freiburg von 1803 bis 1814, nach der bewegten und zentralistischen Zeit der Helvetischen Republik. Die Verfassung wird vom Ersten Konsul Frankreichs, Napoleon Bonaparte, ausgearbeitet und im Kanton eingeführt. Sie sieht für die Wahl in den Grossen Rat ein Zensuswahlrecht vor, wobei zum Teil auch das Los entscheidet. Der Grosse Rat wählt aus seiner Mitte einen Kleinen Rat mit 15 Mitgliedern und ein Appellationsgericht mit 13 Richtern. Der Kanton ist in zwölf Verwaltungsbezirke, die "Statthalterämter", unterteilt, die von einem Regierungsstatthalter geleitet werden. Das Grundgesetz von 1803 ermöglicht den Patriziern die � allerdings nur teilweise � Rückkehr an die Macht, denn sie müssen die Verantwortung nun mit dem reichen Bürgerstand der verschiedenen Regionen des Kantons teilen.



Mit dem Untergang des Reichs Napoleons geht die Mediation in der Schweiz zu Ende (1803-1813). Die siegreichen Mächte zwingen den zerstrittenen Kantonen einen Bundesvertrag auf (1815). In Freiburg kommt es zu einer Restauration des Patriziats. "Der Schultheiss, der Kleine und der Grosse Rat der Stadt und Republik Freiburg" erlassen die Verfassung von 1814, welche die Vorherrschaft des Patriziats und zu einem grossen Teil auch das Ancien Régime wiederherstellt und die Gewaltentrennung ausser acht lässt. Die Staatsgewalt geht von Organen aus, deren Mitglieder auf Lebenszeit ernannt werden: einerseits von einem Grossen Rat mit 144 Mitgliedern und andererseits von einem Kleinen Rat mit 28 Mitgliedern, der vom Grossen Rat aus seiner Mitte gewählt wird. Im Grossen Rat beanspruchen die Patrizier 108 der 144 Sitze für sich, so dass für die Städte und Landschaften des Kantons gerade noch 36 Sitze übrigbleiben. Die Wahl von neuen Mitgliedern erfolgt durch Kooptation und das Los. Der Kleine Rat gliedert sich in einen 13köpfigen Staatsrat, der vom amtierenden Schultheissen präsidiert wird, und in ein vom ehemaligen Schultheissen präsidiertes Appella�tionsgericht.



Nach dem Sturz Karls X. in Frankreich (1830) wird Europa von einer revolutionären Welle erschüttert. In der Schweiz kommt es in den Kantonen des Mittellands zu politischen Reformen, die im allgemeinen friedlich verlaufen. Die Behörden geben dem Druck der Volks�versammlungen nach. Eine in einem zweistufigen Verfahren gewählte verfassunggebende Versammlung verabschiedet die Verfassung vom 24. Januar 1831, ohne dass das Volk darüber abstimmen kann. Diese Verfassung ist vom liberalen Geist der damaligen Zeit geprägt: sie sieht den zwar nicht ausdrücklich genannten Grundsatz der Gewaltentrennung vor, proklamiert die grundlegenden Freiheitsrechte und führt ein Wahlsystem ein, das dem allgemeinen Wahlrecht nahekommt. Wahlberechtigt ist, wer Bürger einer freiburgischen Gemeinde ist, im Kanton wohnt und das 25. Altersjahr zurückgelegt hat. Vom Wahlrecht ausgeschlossen sind Geistliche, Soldaten im ausländischen Dienst, Dienstboten, Entmündigte und Geisteskranke. Der Kanton ist in 14 Wahlkreise unterteilt, die je ein Wahlkollegium wählen. Dieses wählt die Grossräte, deren Amtszeit 9 Jahre beträgt. Die 86 Grossräte (1 Vertreter auf 1'000 Einwohner) wählen aus ihrer Mitte die Exekutive, d.h. den 13köpfigen Staatsrat, und die oberste richterliche Behörde, das 13köpfige Appellations�gericht. Die Revision der Verfassung ist dem Grossen Rat vorbehalten, der eine Änderung an drei ordentlichen Sessionen im Abstand von jeweils drei Jahren gutheissen muss. Diese repräsentative Organisation des Staates hat bis 1847 Bestand.



Die zunehmenden religiösen Spannungen in der Schweiz bringen im Kanton Freiburg die Konservativen an die Macht. Der Grosse Rat tritt am 9. Juni 1846 nach einer zehnstündigen, hitzigen Debatte dem Sonderbund bei. Nach dem verheerenden Konflikt versammeln sich am 15. November 1847 400 Radikale im Theater von Freiburg, die sich "Versammlung aller Bürger des Kantons Freiburg" nennen. Die Versammlung löst die gewählten Behörden auf und ernennt eine 7köpfige "provisorische Regierung". Mit der Unterstützung der Bundes�truppen beruft diese 6 Wahlversammlungen ein, die von ihr ergebenen Oberamtmännern präsidiert werden. Die Wahlen sind öffentlich, und auf die Wahlversammlungen wird massiver Druck ausgeübt. Die grosse Mehrheit des neu gewählten Grossen Rates sind denn auch Radikale. Der Grosse Rat beschliesst, eine neue Verfassung auszuarbeiten. Die Verfassung vom 4. März 1848 wird von der Legislative des Kantons verabschiedet und dem Volk nicht zur Abstimmung unterbreitet.



Die Verfassung von 1848 verwandelt den Kanton Freiburg in eine repräsentative Demokratie, welche die wichtigsten Grundrechte garantiert. Sie unterteilt den Kanton in sieben Bezirke (die heutigen Bezirke) und in sieben Gerichtskreise. Sie schreibt die Gewaltentrennung fest, wobei aber das Amt des Grossrats mit demjenigen des Staatsrats und des Kantonsrichters vereinbar ist. Wahlberechtigt sind die weltlichen Freiburger, die im Kanton wohnen, rechts�fähig sind und über die politischen Rechte verfügen, sowie die im Kanton Freiburg wohn�haften weltlichen Bürger derjenigen Kantone, in denen Freiburger ebenfalls stimmberechtigt sind. Die Stimmabgabe erfolgt offen, bis 1856 die geheime Abstimmung eingeführt wird. Der Grosse Rat übt die gesetzgebende Gewalt aus. Er besteht aus 64 Grossräten (1 auf 1'500 Einwohner), die vom Volk für 9 Jahre direkt gewählt werden, sowie aus 10 Grossräten, die vom Grossen Rat ebenfalls für 9 Jahre kooptiert werden. Der Staatsrat übt die vollziehende Gewalt aus. Er umfasst 7 Mitglieder, die vom Grossen Rat für 8 Jahre gewählt werden. Er ist nicht mehr in Kollegien (1803-1847), sondern in Direktionen unterteilt. Die richterliche Gewalt wird von einem 9köpfigen Kantonsgericht ausgeübt.



Obwohl sich das radikale Regime wegen seiner autoritären und antiklerikalen Haltung von der Mehrheit der Freiburger entfremdet hat, gelingt es ihm, moderne politische Strukturen und eine moderne Verwaltungsorganisation einzuführen. Nach dem Erlass einer notwendigen und soliden Gesetzgebung gewinnt die Regierung auch den Kampf um die Eisenbahn und setzt die Linienführung durch Freiburg durch. Dies vermag jedoch die schwere Niederlage bei den Wahlen vom Dezember 1856 nicht zu verhindern, als neben 64 liberal-konservativen Vertretern nur 3 Radikale in den Grossen Rat gewählt werden.



Die Verfassung vom 7. März 1857 beruht auf dem Willen der Abgeordneten der liberal-konservativen Mehrheit, die Verfassung von 1848 zu revidieren. Das Volk soll die Möglichkeit haben, über das Grundgesetz des Kantons abzustimmen, und zudem sollen die von 1847 bis 1856 gestörten Beziehungen zwischen dem Staat und der Kirche wieder geglättet werden. Damit die Verfassung von 1848 revidiert werden kann, muss der Grosse Rat dem Grundsatz an zwei aufeinanderfolgenden Sessionen zustimmen, und zwar jedesmal mit der Zweidrittelmehrheit aller Mitglieder.



Mehrere Petitionen mit über 14'000 Unterschriften, d.h. die Mehrheit der Aktivbürger, verlangen eine Verfassungsrevision. Der Grosse Rat arbeitet im März und Mai 1857 daran. Am 24. Mai 1857 stimmt das Freiburger Volk zum ersten Mal in seiner Geschichte über die Staatsverfassung ab, die zu ihrer Annahme der Mehrheit der eingeschriebenen Stimm�berechtigten (24'356 Bürger) bedarf. 15'897 Bürger gehen an die Urne (65,3%), wobei 14'335 (58,9%) ein Ja, 1'262 (5,2%) ein Nein und 280 (1,1%) einen ungültigen Stimmzettel einlegen. 8'569 Bürger legen leer ein (34,7%). Die neue Verfassung wird nur mit mässiger Be�geisterung angenommen, da die Radikalen zur Stimmenthaltung aufgerufen haben.



Die Verfassung von 1857 übernimmt eine Reihe von Bestimmungen der Verfassung von 1848 und behält die politische und administrative Organisation des radikalen Regimes weitgehend bei. In dieser Hinsicht ist also eine gewisse Kontinuität festzustellen. Der Verfassung von 1857 liegt jedoch ein anderer, viel demokratischerer Geist zugrunde: die Amtszeit der Legislative wird von 9 auf 5 Jahre, diejenige der Exekutive von 8 auf 5 Jahre verkürzt. Die Verfassung führt zudem den Grundsatz der geheimen Abstimmung, die Verfassungsinitiative und das obligatorische Verfassungsreferendum ein. Der vom Grossen Rat verabschiedete Verfassungs�entwurf wird dem Volk zur Abstimmung unterbreitet. Ein weiterer Unterschied im Vergleich zu 1848: Die Verfassung von 1857 stellt die Rechte der Kirchen wieder her. Gewisse Neuerungen sind also ebenfalls zu erkennen.





2.	Entwicklung



Der Text der geltenden Verfassung wurde seit 1857 verschiedentlich geändert. Im folgenden werden nur die wichtigsten Teilrevisionen aufgeführt. Der geschichtliche Überblick von Dr. Jean-Pierre Dorand (vgl. Anhang) enthält eine vollständige Darstellung der erfolgreichen und der gescheiterten Teilrevisionen.



Die ersten Revisionen erfolgen vor dem Hintergrund der Erweiterung der Volksrechte. Sie stehen in Zusammenhang mit den Revisionen der Bundesverfassung (1872 und 1874), den gewaltsamen Zwischenfällen bei den nationalen Wahlen in Freiburg (1890), der Einführung des Initiativrechts auf Bundesebene (1891) und der Einführung des Proporzsystems für die Wahl des Nationalrates (1919).



Bei einer der wichtigsten Teilrevisionen der freiburgischen Verfassungsgeschichte werden am 30. Januar 1921 insbesondere die Gesetzesinitiative und das Gesetzesreferendum, die Volkswahl der Staatsräte, die Wahl des Grossen Rates nach dem Proporzsystem und die Unvereinbarkeit von Grossrats- und Staatsratsmandat in der Verfassung verankert.



Am 14. März 1948 wird das fakultative Finanzreferendum für ausserordentliche Ausgaben von mehr als 500'000 Franken eingeführt. Das Initiativbegehren aus radikalen Kreisen setzt sich damit nach einem langen Rechtsstreit, der bis vor das Bundesgericht geht, gegen den Entwurf des Grossen Rates durch.



Am 5. März 1950 stimmt das Volk der Aufteilung des Wahlkreises Saane in zwei Wahlkreise zu. Diese Aufteilung erwies sich als notwendig, nachdem 1946 bei der Wahl des Grossen Rates 31 Kandidaten gewählt wurden, die in der Stadt Freiburg wohnten, während die übrigen Gemeinden lediglich 7 Sitze erzielten.



Am 21. Februar 1954 nehmen die Freiburger eine Verfassungsänderung an, die es allen Schweizer Bürgern ermöglicht, in die bisher den Freiburgern vorbehaltenen Ämter der Legislative, Exekutive und Judikative gewählt zu werden.



Am 16. Oktober 1960 beschränkt das Stimmvolk die Zahl der Grossräte auf 130. Vor dieser Verfassungsänderung war die Grösse des Grossen Rates von der Zahl der Stimmberechtigten abhängig.



Am 9. Februar 1971 erhalten die Frauen das Stimm- und Wahlrecht, was zu einer Verdoppelung der Zahl der Stimmberechtigten führt. Das Frauenstimmrecht auf Kantons�ebene wird gleichzeitig wie das Frauenstimmrecht auf Bundesebene eingeführt.



Mit den drei Teilrevisionen vom 5. März 1972 werden die Volksrechte erweitert. Die Volks�wahl der Ständeräte und der Oberamtmänner wird eingeführt, und das Finanzreferendum wird angepasst (alle ausserordentlichen Ausgaben von mehr als 3'000'000 Franken werden dem obligatorischen Finanzreferendum unterstellt).



Am 24. September 1978 wird unter anderem der Vereinfachung der Teilrevision der Ver�fassung zugestimmt (Aufhebung der Grundsatzabstimmung vor der endgültigen Abstimmung über die neue Bestimmung).



Am 7. März 1982 stimmt das Volk einer Revision der Beziehungen zwischen der Kirche und dem Staat zu. Im Rahmen dieser Revision wurde insbesondere der römisch-katholischen Kirche und der evangelisch-reformierten Kirche eine öffentlich-rechtliche Stellung zuerkannt, während die übrigen Religionsgemeinschaften dem Privatrecht unterstellt wurden.



Am 8. Juni 1986 wird eine weitere Änderung des Finanzreferendums gutgeheissen. Anstatt die Ausgabenhöhe in absoluten Zahlen festzuschreiben, wird ein Prozentsatz der Staats�rechnung festgesetzt (0,25% der letzten Rechnung für das fakultative Finanzreferendum und 1% für das obligatorische Referendum).



Am 26. November 1989 genehmigt das Volk die Schaffung eines Verwaltungsgerichts, womit die Teilrevision vom 24. September 1978 hinfällig wird, durch die das Kantonsgericht mit der Beurteilung von verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten beauftragt worden war.



Am 23. September 1990 wird ein neuer Sprachenartikel angenommen, der Französisch und Deutsch zu den Amtssprachen des Kantons erklärt und das Territorialitätsprinzip einführt. Zudem wird der Staat beauftragt, das Verständnis zwischen den beiden Sprachgemeinschaften zu fördern.



Am 3. März 1991 beschliesst das Volk, das Stimmfähigkeitsalter von 20 auf 18 Jahre zu senken. Wie beim Frauenstimmrecht erfolgt dieser Schritt gleichzeitig mit der Senkung des Stimmfähigkeitsalters auf Bundesebene.



Am 16. Februar 1992 wird ein neuer Verfassungsartikel über den Grundsatz der Gemeinde�autonomie gutgeheissen. Die Abstimmung erfolgt in einer Zeit, in der die Aufgaben der öffentlichen Hand zunehmen und in der die interkommunale Zusammenarbeit und die Aufgabenteilung zwischen dem Staat und den Gemeinden sehr aktuell sind. Die Änderung vom 16. Februar 1992 stellt die letzte erfolgreiche Verfassungsrevision dar.







II.	WESEN, AUFGABE UND BEDEUTUNG EINER STAATSVERFASSUNG





1.	Wesen und Aufgabe



Eine Kantonsverfassung enthŠlt in der Regel die charakteristischen Elemente des modernen westlichen Verfassungsstaates: Sie legt die Grundzüge der staatlichen Ordnung fest, sie nennt die wesentlichen Ziele und Aufgaben des Staates, sie regelt die Aufgabenteilung zwischen den Behšrden, sie bestimmt die Rechtsstellung der Menschen in diesem Staat und begrenzt dadurch zugleich die staatliche Macht. Als rechtliche Grundordnung weist die Kantons�verfassung jedoch die Besonderheit auf, dass sie kein unabhŠngiges Land, sondern eine Einheit des Bundesstaates beschreibt, die mit staatlichen Kompetenzen ausgestattet ist, an der Willensbildung des Bundesstaates teilnimmt und das Fundament für die Organisation des Bundesstaates bildet. Eine Kantonsverfassung ist mehr als nur ein gewšhnlicher juristischer Text, sie ist auch ein wichtiges politisches, historisches, soziales und kulturelles Dokument.



Aufgrund der Normenhierarchie und der Tatsache, dass die Schweiz ein Bundesstaat ist, haben die Kantonsverfassungen, soweit sie grundlegende Bestimmungen enthalten, Vorrang vor den Ÿbrigen kantonalen Erlassen (Gesetze, Dekrete, Reglemente usw.) und stehen auch Ÿber dem Gemeinderecht. Dagegen hat das Bundesrecht aller Stufen Vorrang vor dem kantonalen Verfassungsrecht. Das internationale Recht hat Vorrang vor dem Kantons- und Bundesrecht.



Mit dem Artikel 6 Abs. 2 BV sieht das Bundesrecht jedoch inhaltliche Schranken für Kan�tonsverfassungen vor. Erstens darf eine Kantonsverfassung nichts enthalten, was den Be�stimmungen der Bundesverfassung widerspricht. Zweitens verlangt das Bundesrecht, dass die Kantone Republiken sind, wobei diese die Form einer reprŠsentativen Demokratie oder eines Systems mit direktdemokratischen Elementen haben kšnnen. Drittens verlangt die Bundes�verfassung ein Minimum an direkter Demokratie, indem eine Kantonsverfassung vom Volk angenommen werden muss. Zudem schreibt die Bundesverfassung vor, dass eine Kantonsver�fassung revidiert werden kann, wenn die absolute Mehrheit der Stimmberechtigten dies ver�langt. Dies bedeutet, dass die Kantone die Möglichkeit einer Verfassungsinitiative vorsehen mŸssen. Diese demokratische Minimalanforderung wird jedoch von allen Kantonsverfassun�gen ohne weiteres erfŸllt, da eine Verfassungsänderung von einem erheblich kleineren Teil der Stimmberechtigten verlangt werden kann, so auch im Kanton Freiburg (6'000 Stimmbe�rechtigte gemŠss Art. 78 KV).





2.	Funktionen



Eine Verfassung hat zunŠchst eine Ordnungs- und Organisationsfunktion. In einem bereits organisierten Staat wie dem Kanton Freiburg hat eine Totalrevision die Aufgabe zu zeigen, was dieser Kanton eigentlich ist (oder geworden ist) und was er kŸnftig soll, welche Aufgaben er hat, wer fŸr diesen Staat tŠtig werden darf (oder muss), und schliesslich wie dies zu geschehen hat. Der Text einer totalrevidierten Verfassung kšnnte den BŸrgerinnen und BŸrgern den Zugang zum Kanton neu erschliessen, weil eine moderne Verfassung die Grund�entscheidungen der politischen Gemeinschaft erneuert und auf diese Weise wieder fassbar macht. Die Organisationsfunktion der Verfassung soll aber auch in die Zukunft hinein wirken, weshalb der Abstraktionsgrad der Verfassungsnormen so zu wŠhlen ist, dass die ange�sprochene Funktion auch fŸr eine lŠngerfristige Perspektive tauglich erscheint. Wie aus dem bisher Gesagten hervorgeht, kšnnte eine revidierte Freiburger Verfassung einen Beitrag zur Stärkung dieser Funktion leisten. In einem weiteren Sinne hat eine Verfassung die Aufgabe, die politische Gemeinschaft zu strukturieren und handlungsfŠhig zu machen und sie rechtlich zu durchdringen und zu begrenzen. Dies geschieht durch die Festlegung der Organisation des Kantons und seiner Behšrden, die territoriale Gliederung und die Aufgabenteilung zwischen dem Staat und den Gemeinden.



Eine Verfassung hat ausserdem die Funktion, die Grundrechte festzuhalten und die Grund�freiheiten zu anerkennen. Ging es bei dieser Funktion im letzten Jahrhundert vor allem darum, die staatliche Macht zu begrenzen, so hat sie seither eine sehr viel gršssere Dimension erreicht, indem der Mensch ins Zentrum gerückt wurde.



Der Integrationsfunktion der freiburgischen Verfassung kommt aufgrund der zweisprachigen und mehrkonfessionellen PrŠgung unseres Kantons eine besondere Bedeutung zu. Im Prozess der Erneuerung der Verfassung sollte der Wille zur Gemeinsamkeit Ÿber politische, soziale, konfessionelle, sprachliche und kulturelle Grenzen hinweg zum Ausdruck kommen. Die Hervorhebung dieses Willens in einer neuen Verfassung kann als BekrŠftigung der bisherigen Gemeinschaft unter Berücksichtigung der Unterschiede dienen.



Eine Verfassung erfŸllt zudem eine BrŸckenfunktion. Das geltende freiburgische Verfassungs�recht thematisiert in erster Linie das VerhŠltnis des Staates zu den BŸrgerinnen und BŸrgern und das VerhŠltnis der staatlichen Organe untereinander. Der Blick ist dabei naturgemŠss auch hier eher nach innen gerichtet. Heute wird jedoch von einer Kantonsverfassung immer mehr verlangt, dass sie sich Ÿber die Positionierung des Kantons im interkantonalen oder sogar internationalen Umfeld ausspricht. Gerade der Kanton Freiburg mit seiner geo�graphischen Lage und seiner kulturellen Tradition ist hier aufgefordert, seine Stellung als BrŸckenkanton zwischen der deutschen und der franzšsischen Schweiz deutlich zu machen. DarŸber hinaus mŸsste eine neue Verfassung auch die interkantonale Zusammenarbeit ins Blickfeld rŸcken.



Eine Verfassung hat des weiteren die Funktion, zu einem effizienten Handeln des Staates beizutragen. Zu diesem Zweck legt sie die Finanzordnung in ihren GrundzŸgen fest. In einer neuen Verfassung müssen einerseits der Grundsatz der Effizienz bei der Verwendung staatlicher Mittel und andererseits die Grundsätze der Steuerpolitik verankert werden. Zur Förderung der sozialen Gerechtigkeit muss bei der Erhebung der Steuern auf die GrundsŠtze der Allgemeinheit, der Rechtsgleichheit und der wirtschaftlichen LeistungsfŠhigkeit abgestellt werden.



Schliesslich erfŸllt eine Verfassung vor allem auch eine Orientierungsfunktion, indem sie das staatliche Handeln leitet bzw. als Richtschnur für die Aktivitäten des Staates dient. Diese Funktion beruht zu einem grossen Teil auf den vorgenannten Funktionen und ist nicht neu, da der Kanton Freiburg seit langem ein voll funktionsfŠhiger Staat ist. Die Verfassung von 1857 hat im Laufe der Zeit viel von ihrer Orientierungsfunktion eingebŸsst, da sie den politischen, wirtschaftlichen und soziokulturellen €nderungen der letzten 140 Jahre nur bedingt Rechnung trŠgt. Unter diesen UmstŠnden kann eine Totalrevision der Staatsverfassung die Orientierungsfunktion unseres Grundgesetzes nur verstŠrken.







III. 	NOTWENDIGKEIT EINER TOTALREVISION





Der Verfassung von 1857, die zu einem guten Teil auf der Verfassung von 1848 beruht, kommt das Verdienst zu, dass sie Institutionen geschaffen und eine territoriale Gliederung eingefŸhrt hat, die fŸr die damalige Zeit sehr innovativ waren. Sie hat es dem Kanton während mehr als einem Jahrhundert ermöglicht, sich zu wandeln und zu modernisieren, dies vor allem aufgrund ihrer KŸrze und ihrer offenen Formulierung, ohne dass grundlegende Änderungen erforderlich waren. Trotz ihrer unleugbaren Verdienste zeigt auch unsere Verfassung die Spuren der Zeit, die durch Teilrevisionen nur bedingt beseitigt werden konnten.





1.	Auseinanderklaffen von Norm und Wirklichkeit



1.1.	Im allgemeinen



Die formalen MŠngel der Verfassung von 1857, die weiter unten erläutert werden (Ziff. 3), sind lediglich Šussere Symptome für tiefer liegende Ursachen. Verfassung und Realität klaffen trotz der zahlreichen Teilrevisionen auseinander. Die Verfassung von 1857 steht vielfach in einem Widerspruch zur tatsächlichen Staatsstruktur und zu den staatlichen Tätigkeiten, und von den grundlegenden politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Änderungen hat sie nur teilweise Notiz genommen. Sie ist das Werk eines aus den Wirren von 1848-1856 hervorgegangenen Agrarkantons mit 100'000 Einwohnern, der die allmŠhliche Einbindung in einen relativ schwachen Bundesstaat anstrebt. Der †bergang von einem Staatenbund, der auf dem Bundesvertrag von 1815 beruht, zu einem liberalen und demokratischen Bundesstaat erfolgt nŠmlich erst 1848.





1.2.	VerŠnderungen



Im Laufe der Jahrzehnte fanden grosse UmwŠlzungen statt. Die politischen Rechte haben in unserem Kanton an Bedeutung gewonnen: Die Gesetzesinitiative und das Gesetzes�referendum wurden eingefŸhrt, das Volk erhielt das Recht, die StaatsrŠte und die StŠnderŠte zu wŠhlen, die Frauen erhielten das Stimmrecht. Der Bund ist aus einem anfŠnglich schwachen Zentralstaat ein Staat mit zahlreichen Befugnissen geworden, der in verschiedenen Bereichen an die Stelle der Kantone tritt oder das staatliche Handeln der Kantone überlagert. Der Kanton Freiburg, der heute rund 230'000 Einwohnerinnen und Einwohner zŠhlt, ist bedeutend wohlhabender, so dass die Lebensbedingungen nicht mehr viel mit jenen vor 140 Jahren gemein haben. Die Menschen sind dank der heutigen Verkehrsmittel viel mobiler geworden. Die Informationsmöglichkeiten wurden durch die Vielfalt der Kommunikations�technologien stark verbessert. Aus einem vorwiegend landwirtschaftlichen und gewerblichen Kanton wurde ein moderner Industriekanton, dessen Wirtschaft sich mehr und mehr auf den Dienstleistungssektor konzentriert. Auch die Gründung der Universität im letzten Jahrhundert und der Ausbau der Verkehrswege (Strassen und Eisenbahn) haben zur Modernisierung des Kantons beigetragen. Die Freiburgerinnen und Freiburger haben wie auch anderswo in der Schweiz die Hšfe und Familienbetriebe verlassen und sich in den StŠdten und Agglo�merationen niedergelassen, um Arbeit zu finden. Der steigende Energieverbrauch und die deutlich zunehmende Umweltbelastung haben uns bewusst gemacht, dass wir unsere natŸr�lichen Lebensgrundlagen schŸtzen mŸssen. Diese UmwŠlzungen illustrieren die Entwicklung sowohl weltweit als auch auf schweizerischer und kantonaler Ebene, machen aber auch die Anforderungen deutlich, die an den Staat gestellt werden. Man erwartet vom Staat als selbst�verstŠndlich, dass er Bildung, Forschung, Kulturschaffen und Sport neben seinen herkömm�lichen Aufgaben nicht nur ermöglicht, sondern auch fördert, dass er die Nutzung des Bodens regelt, die Umwelt schŸtzt, die Kosten des šffentlichen Verkehrs Ÿbernimmt, zu einer aktiven Gesundheitspolitik beitrŠgt und ein System der sozialen Sicherheit einfŸhrt. Zudem fordert man vom Staat auch, dass er der Wirtschaft bestmögliche Bedingungen bietet und den freien Wettbewerb garantiert, gleichzeitig aber auch gewisse heikle Bereiche schŸtzt. Dies sind nur einige Beispiele fŸr die vielen Bereiche, in denen man erwartet, dass ein moderner, sozialer und demokratischer Staat wie der Kanton Freiburg aktiv ist.





1.3.	Neue Funktionen



Die Verfassung von 1857 beruht noch auf der Vorstellung, dass sich die Aufgaben des Staates mit zwei Begriffen zusammenfassen lassen: Gesetzgebung und Rechtsanwendung, wobei sich letztere aus einer Verwaltungs- oder Gerichtstätigkeit ergeben kann. Alle Ÿbrigen Aufgaben mussten darin inbegriffen sein. Die Erfahrung zeigt jedoch, dass der moderne Lenkungs- und Leistungsstaat Aufgaben wahrnimmt, die nur zum Teil unter diese klassische Definition fallen. Der Rechtssatz ist längst nicht mehr alleiniges Steuerungsmittel, die Verfügung als klassischer Ausdruck behördlicher Einzelfallanordnung nur eine � wenn auch wichtige � Form des Verwaltungshandelns. Nicht weniger wichtig sind heute die Planung, die Koordination, die Erteilung von Mandaten, die Kontrolle und die Zusammenarbeit. Die Verfassung von 1857 beruht jedoch noch auf dem klassischen Schema des staatlichen Handelns. Sie sagt praktisch nichts Ÿber die Befugnisse der Legislative und der Exekutive im Bereich der Planung und der Koordination, die auf verschiedenen Gebieten eine zentrale Rolle spielen: Finanzen, Raumplanung, Verkehr, regionale Entwicklung, Sozialhilfe, schulische und medizi�nische Infrastruktur usw. Sie trägt weder den neuen Formen der Verwaltungsführung durch die Exekutive noch der interkantonalen Zusammenarbeit oder der Zusammenarbeit mit den Bundesbehšrden Rechnung. Mit einer Totalrevision kšnnen alle diese neuen Funktionen in unserem Grundgesetz verankert werden, so dass es die tatsächlichen Handlungsmšglichkeiten des Staates besser zum Ausdruck bringt.





1.4.	Lücken



Keine Verfassung vermag zu jedem Zeitpunkt ein vollständiges und sicheres Bild der normativen Grundelemente eines Gemeinwesens vermitteln. Die Verfassung von 1857 weist jedoch sehr viele Lücken auf. Unser Grundgesetz Šussert sich nicht zum Verhältnis zwischen dem Kanton Freiburg und dem Bund sowie den Ÿbrigen Kantonen. Wichtige Grundrechte fehlen, so z.B. die MenschenwŸrde, der Schutz vor WillkŸr, die Meinungs- oder Versamm�lungsfreiheit. Die Verfassung von 1857 schweigt sich über die Frage der Grundrechtsträger (Schwei�zerinnen und Schweizer, AuslŠnderinnen und Ausländer, natŸrliche und juristische Personen) ebenso aus wie Ÿber die Funktionen dieser Rechte (lediglich subjektive Rechte des einzelnen oder auch Prinzipien rechtlicher Gestaltung) und die Adressaten (Staat oder Private). Auch die wichtigen Prinzipien staatlichen Handelns, wie GesetzmŠssigkeit, šffent�liches Interesse, VerhŠltnismŠssigkeit, Treu und Glauben, werden nicht erwŠhnt. Die Verfassung von 1857 sagt nicht, wie die Aufgaben zwischen dem Staat und den Gemeinden verteilt werden sollen, und zählt auch die Aufgaben des Staates nicht auf. Sie nennt zwar einige allgemeine GrundsŠtze der Finanzordnung, enthŠlt aber keine AufzŠhlung der finanziellen Mittel und der Steuern, und auch die Begriffe KantonsbeitrŠge und Finanz�aufsicht kommen nicht vor. Die Ordnung der Gemeinden wird mit Ausnahme der Gemeinde�autonomie in der geltenden Verfassung nicht geregelt, und es ist auch keine Bestimmung Ÿber die Stellung, die Organe, die politischen Rechte, den Finanzausgleich, die Zusammenarbeit oder den Zusammenschluss von Gemeinden zu finden. Schliesslich erwŠhnt die Verfassung von 1857 zwar die anerkannten Kirchen und schreibt den Grundsatz ihrer Autonomie fest, doch erwŠhnt sie die Pfarreien, ihre Finanzierung oder die Frage der Zugehšrigkeit zu den Kirchen in keiner Weise.





1.5.	Nicht angewendete oder dem Ÿbergeordneten Recht widersprechende Bestimmungen



Die Verfassung von 1857 enthŠlt zum Teil Artikel, die nicht mehr angewendet werden oder sogar gegen Ÿbergeordnetes Recht verstossen. Nicht mehr angewendet wird z.B. Artikel 19 Abs. 2, der die Gemeinden verpflichtet, fŸr den Primarunterricht zu sorgen, da diese Aufgabe inzwischen mehrheitlich vom Staat getragen wird. Eine Bestimmung, die wahrscheinlich gegen Ÿbergeordnetes Recht verstösst, ist beispielsweise Artikel 17, der den Staat verpflichtet, die šffentliche Erziehung und den šffentlichen Unterricht "in religišsem und vaterlŠndischem Sinne" zu leiten und der Geistlichkeit einen "mitwirkenden Einfluss darauf" einzurŠumen (unvereinbar mit Art. 27 Abs. 3 und 49 BV). Dasselbe gilt für Artikel 16 in bezug auf die Militärdienstpflicht, die in die Zuständigkeit des Bundes fällt (Art. 18 und 20 BV).



Die zunehmende Diskrepanz zwischen der Verfassung von 1857 und der Wirklichkeit hat die Steuerungsfunktion unseres Grundgesetzes stark beeintrŠchtigt. Heute muss leider festgestellt werden, dass die Verfassung das staatliche Handeln nicht mehr leiten kann. Die Ver�wirklichung von grossen Reformen oder die Verabschiedung von wichtigen Gesetzen erfolgt oft ohne Anpassung der Verfassung, dies zumindest dort, wo eine Änderung aus rechtlicher Sicht nicht unentbehrlich ist. Die freiburgische Rechtsprechung beruft sich nur selten auf die Verfassung von 1857, deren Auslegung manchmal Aufschluss geben sollte Ÿber die Tragweite von Gesetzen, deren Anwendung strittig ist. Niemand in diesem Kanton, d.h. weder die Bevölkerung noch die Inhaberinnen und Inhaber eines šffentlichen Amtes, nehmen sich die MŸhe, die Verfassung von 1857 zur Hand zu nehmen, wenn sie wissen wollen, welches die Grundlagen unseres Staates sind.





2.	Entwicklung der kantonalen SouverŠnitŠt



Der Begriff der kantonalen SouverŠnitŠt hat sich seit dem letzten Jahrhundert grundlegend gewandelt und wird sich in einer Welt, die sich immer schneller ändert, auch weiterhin entwickeln. Obwohl diese Entwicklungen sehr unterschiedlich sind und sich gegenseitig beeinflussen, kšnnen sie in drei Kategorien unterteilt (Ziff. 2.1. bis 2.3.) und wie folgt (Ziff. 2.4.) zusammengefasst werden.





2.1	Zunehmende SchwŠchung der Stellung der Kantone - Perspektiven fŸr eine Aufwertung ihrer Rolle



Unter dem Bundesvertrag (1815-1848) konnten die Kantone tatsŠchlich als Staaten bezeichnet werden. Sie waren keiner anderen hšheren Macht im In- oder Ausland unterstellt. Es gab keine Zentralgewalt, und die Kantone waren lediglich durch ein Bündnis miteinander verbunden, mit dem sie sich verpflichteten, sich gegenseitig ihre Freiheiten, ihre UnabhŠngig�keit und ihre Sicherheit gegenŸber dem Ausland sowie die innere Ordnung zu gewŠhr�leisteten. Die Kantone verfŸgten Ÿber die völkerrechtliche Unmittelbarkeit, d.h. sie regelten ihre Aussenbeziehungen selbständig.



Die Situation Šnderte sich 1848, als man beschloss, die Kantone und ihre Befugnisse beizubehalten, über ihnen aber einen souveränen Bund zu errichten. Mit dem Inkrafttreten der Bundesverfassung von 1848 büssten die Kantone ihre frŸhere uneingeschränkte SouverŠnitŠt ein und waren von da an dem Bund unterstellt. Der neuen Zentralgewalt wurden zunŠchst allerdings nur die Aufgaben übertragen, die im Bundesstaat naturgemäss vom Zentralstaat zu erfüllen sind, d.h. hauptsŠchlich die auswŠrtigen Angelegenheiten, die Landesverteidigung, die Zšlle sowie das Post-, das Münz- und das Pulverregal. Die Kantone, die für alle Ÿbrigen Aufgaben zuständig waren, behielten daher sehr weitreichende Befugnisse und regelten die wichtigsten AktivitŠten ihrer Bevölkerung. Die Verfassung von 1857 entstand in diesem Umfeld: Die Kantone hatten zwar kurz zuvor der Schaffung eines Bundesstaats zugestimmt, doch spielte dieser lediglich eine untergeordnete Rolle im Alltag der Bürgerinnen und BŸrger, da er mit bescheidenen Mitteln ausgestattet war und nur wenige Aufgaben wahrnahm. Der Bund wurde erst im Laufe der Jahre zu einem mit zahlreichen Befugnissen ausgestatteten Gemeinwesen. Trotzdem hält man daran fest, dass die Kantone insofern noch Ÿber staatliche Befugnisse verfŸgen, als sie das Fundament des Bundesstaates bilden und an seiner Willensbildung teilhaben. Die staatlichen Befugnisse der Kantone Šussern sich auch darin, dass sie über eine originäre Staatlichkeit verfügen: Aufgrund von Artikel 3 BV Ÿben sie alle Rechte aus, die nicht der Bundesgewalt Ÿbertragen sind. Seit 1848 wurden jedoch mehr und mehr Aufgaben dem Bund zugewiesen, so dass die originäre Staatlichkeit der Kantone etwas an Bedeutung verloren hat.



Heute sind die Kantone deshalb nicht mehr wirklich "souverŠn" im klassischen Sinne des Wortes. Gleichzeitig ist auch der Bund, wie Ÿbrigens auch die anderen Staaten, nicht mehr in dem Sinne "souverŠn", wie es der Auffassung eines Staates des 19. Jahrhunderts entspricht, obwohl er völkerrechtlich souverän ist und zahlreiche Aufgaben wahrnimmt, für die früher die Kantone zuständig waren. Der Bund seinerseits ist ebenfalls Mitglied der internationalen Gemeinschaft und beteiligt sich an den verschiedenen europäischen und weltweiten Integra�tionsbestrebungen. Die Schweiz kann die grossen Probleme von heute aufgrund ihrer in den letzten Jahren immer intensiveren rechtlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Beziehungen mit ihren Partnern nicht mehr im Alleingang regeln. DafŸr ist eine konzertierte Aktion auf internationaler Ebene oftmals das einzig wirksame Mittel. Parallel zu diesem "Substanzverlust", was die SouverŠnitŠt der Staaten � und daher auch des Bundes � anbelangt, kšnnten die Regionen und Kantone ihre Rolle im Rahmen der Entwicklung der inter�nationalen Beziehungen, vor allem im laufenden europŠischen Integrationsprozess, aufwerten. Mit der Schaffung des europŠischen Binnenmarkts verlieren die nationalen Grenzen ja an Bedeutung. Ein Mittel zur Aufwertung der Rolle der Kantone und Regionen ist die Durch�führung gemeinsamer Projekte beidseits der Grenze. Der Regionalismus, der auch eine Form der Reaktion auf die europŠische Integration darstellt, hat ebenfalls zum Ausbau der grenz�Ÿberschreitenden Zusammenarbeit beigetragen. Als Antwort auf die Errichtung von supra�nationalen Strukturen haben die lokalen und regionalen Gebietskšrperschaften gestützt auf das Subsidiaritäts�prinzips verlangt, dass sie besser in den Entscheidungsprozess einbezogen werden (BBl 1997 IV S. 613). Es scheint tatsŠchlich so, dass viele Bereiche, in denen eine gewisse Harmoni�sierung erwŸnscht ist, anstatt von den Staaten und ihrer zentralen Verwaltung auch sehr gut von regionalen Körperschaften Ÿbernommen werden kšnnen, die nŠher bei den BŸrgerinnen und BŸrgern sind. Als Beispiele sind hier der Verkehr, das Unterrichtswesen, die Kultur, die Abfallbewirtschaftung, die Raumplanung, die Bewältigung der Probleme des Alpenraums und der Touris�mus zu nennen. Es steht daher keineswegs fest, dass die Entwicklung in Zukunft lediglich in Richtung eines zentralistischen Europas geht. Die Regionen Europas und wahrscheinlich auch die Schweizer Kantone werden vermutlich vermehrt zusammenarbeiten müssen. Dadurch können sie sich als Körperschaften aufwerten, mit denen sich die BŸrgerinnen und BŸrger besser identifizieren kšnnen.





2.2.	Einfluss der internationalen Rechtsordnung



Der Einfluss der internationalen Rechtsordnung, der im 19. Jahrhundert und zu Beginn des 20. Jahrhunderts noch praktisch keine Bedeutung hatte, ist in den letzten Jahrzehnten so wichtig geworden, dass man sich ihm heute nicht mehr entziehen kann. Dabei ist zwischen regionalen und globalen EinflŸssen zu unterscheiden.



Auf regionaler Ebene hat sich neben dem nationalen Verfassungsrecht der einzelnen Länder nach und nach ein gemeinsames Verfassungsrecht aller europŠischen Staaten herausgebildet, entwickelt und konsolidiert. Die Entwicklung dieses gemeinsamen Verfassungsrechts wurde hauptsŠchlich durch das Bewusstsein der europŠischen Staaten um ihre zunehmende Inter�dependenz und den vor allem von der Europäischen Union verfolgten Integrationskurs beein�flusst und vorangetrieben. Dem gemeinsamen europŠischen Verfassungsrecht liegen neben den nationalen Verfassungen vor allem gewisse Abkommen des Europarates � in erster Linie die Europäische Menschenrechtskonvention und das EuropŠische Übereinkommen zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe � sowie die Dokumente der OSZE zugrunde. Unter das gemeinsame europŠische Verfassungs�recht fallen insbesondere die GewŠhrleistung der Menschenrechte, der Minderheitenschutz, die Gewaltentrennung, die Rechtsstaatlichkeit, die Sozialstaatstaatlichkeit und die Wirt�schaftsfreiheit. Die Schweizer Kantone kšnnen sich diesem wichtigen Einfluss nicht entziehen, wenn sie ihre eigene Verfassung erlassen.



Neben den rein verfassungsrechtlichen EinflŸssen sind seit einigen Jahrzehnten auch die normativen EinflŸsse der europäischen Gesetzgebung immer deutlicher zu spüren. So sind die Kantone z.B. von verschiedenen Übereinkommen und Empfehlungen des Europarates direkt betroffen, vor allem von denjenigen, die das Verfahrensrecht, die Erziehung, die Kultur, den Schutz der Umwelt und des historischen Erbes, das šffentliche Gesundheitswesen, den Sport oder die regionale und grenzŸberschreitende Zusammenarbeit regeln. Obwohl das Recht der EFTA die Kantone nur am Rande betrifft, wirkt es sich in bezug auf die technischen Vorschriften, die Konformitätsbescheinigungen oder die staatlichen Beihilfen doch auf ihren Handlungsspielraum aus. Obwohl die Schweiz nicht Mitglied der EuropŠischen Union ist, wird das europŠische Recht unser Landesrecht vermutlich immer mehr beeinflussen, wobei sich natŸrlich auch die Kantone dieser Entwicklung nicht entziehen kšnnen.



Auf globaler Ebene machen sich ebenfalls normative EinflŸsse bemerkbar. Auf Verfassungs�ebene sind zunŠchst das Internationale Übereinkommen über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (UNO-Pakt I) und das Internationale Übereinkommen über bürgerliche und politische Rechte (UNO-Pakt II) zu erwŠhnen. Unter der €gide der UNO wurden aber noch andere wichtige Abkommen abgeschlossen, insbesondere das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frauen und das Übereinkommen über die Rechte des Kindes. Diese Abkommen, die von der Schweiz alle ratifiziert wurden, werden bei der Entwicklung der Grundrechte eine wichtige Rolle spielen, wie dies auch fŸr die unter der Schirmherrschaft der IAO verabschiedeten Übereinkommen hinsichtlich der Entwicklung der Sozial�rechte gilt.



Wie auf der regionalen Ebene zeigen sich die normativen Einflüsse der auf Gesetzesstufe getroffenen Entscheide auch auf globaler Ebene. Ein Beispiel aus jüngster Vergangenheit ist das Übereinkommen von Marrakesch Ÿber das šffentlichen Beschaffungswesen, das unter der Ägide der zukŸnftigen WTO abgeschlossen wurde und ebenfalls grosse Auswirkungen für die Kantone hat.





2.3.	Interkantonale und grenzŸberschreitende Zusammenarbeit



Die interkantonale und grenzŸberschreitende Zusammenarbeit ist grundsŠtzlich untrennbar mit dem Begriff des Bundesstaates verbunden, und sowohl die Rechtsprechung als auch die Lehre sehen die aktive und solidarische Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen sowie zwischen den Kantonen untereinander als einen Aspekt des Grundsatzes der Bundestreue vor. Die Schranken der interkantonalen Zusammenarbeit sind durch Artikel 7 BV vorgegeben, der die Kantone ermŠchtigt, unter sich Verträge "Ÿber Gegenstände der Gesetzgebung, des Gerichtswesens oder der Verwaltung" abzuschliessen, es ihnen aber untersagt, "besondere BŸnd�nisse und VertrŠge politischen Inhalts" einzugehen. Heute wird allgemein bejaht, dass die Kantone in allen Bereichen, die in ihre ZustŠndigkeit fallen, Abkommen abschliessen kšnnen.



Die interkantonale Zusammenarbeit erfolgt insbesondere über Konkordate. Sie äussert sich aber auch im Erlass von Vollzugsbestimmungen zu solchen Konkordaten. Diese Normen können die Rechte und Pflichten der BŸrgerinnen und BŸrger direkt betreffen, sich auf die Errichtung gemeinsamer Institutionen beschrŠnken oder die ErfŸllung einer bestimmten Aufgabe regeln. Auf diese Weise werden zahlreiche Bereiche geregelt, z.B. das Unterrichts�wesen, die Kultur, das šffentliche Gesundheitswesen, der Sport, der Tourismus, der Strafvollzug oder die Rechtshilfe. Die Zusammenarbeit besteht oft darin, dass Kantons�vertreterinnen und -vertreter in interkantonalen Organen Einsitz nehmen. In diesem Zusammenhang sind beispielsweise die kantonalen Direktorenkonferenzen, die Kontakt�gruppe Bund-Kantone, die Konferenz der Regierungen der Westschweiz, aber auch die 1993 in Bern gegrŸndete Konferenz der Kantonsregierungen zu erwŠhnen, der alle Kantone angehören. Die Konferenz der Kantonsregierungen will die Zusammenarbeit der Kantone in den Bereichen, die in die ZustŠndigkeit der Kantone fallen, stärken und die erforderliche Koordination und Information in Angelegenheiten sicherstellen, fŸr die zwar der Bund zustŠndig ist, die aber die Kantone ebenfalls betreffen.



Jüngste Beispiele fŸr die interkantonale Zusammenarbeit im Kanton Freiburg sind unter anderem die Bestrebungen, zusammen mit dem Kanton Waadt ein gemeinsames Kollegium und ein interkantonales Spital der Broye zu errichten. Des weiteren haben die Westschweizer Kantone eine Fachhochschule der Westschweiz gegründet, in welche die Ingenieurschule Freiburg und die Höhere Wirtschafts- und Verwaltungsschule (HWV) integriert werden. Die Kantone Bern, Neuenburg und Freiburg haben einen Rahmenvertrag unterzeichnet, der die Aufgaben zwischen den drei UniversitŠten koordinieren und verteilen soll (BENEFRI). Zu erwŠhnen ist des weiteren der 1994 geschaffene Wirtschaftsraum Mittelland (Espace Mittelland), dem die Kantone Bern, Neuenburg, Freiburg, Jura und Solothurn angehšren. Er soll einen lebensfŠhigen Wirtschaftsraum zwischen dem Wirtschaftsgrossraum ZŸrich und dem Genferseeraum bilden. Seine AktivitŠten zielen vor allem auf die kleinen und mittleren Betriebe, den Tourismus, den Verkehr und natŸrlich die Organisation der Expo.01 ab. Auch wenn im Rahmen der interkantonalen Zusammenarbeit grundsŠtzlich keine wirklichen interkantonalen Organe mit eigenen gesetzgebenden, administrativen oder gerichtlichen Befugnissen geschaffen werden können, sofern die Bundesverfassung nicht geändert wird, so besteht heute trotzdem eine Tendenz zur verstŠrkten Zusammenarbeit der Kantone. Es ist deshalb anzunehmen, dass die Kantone ihre Probleme in Zukunft immer hŠufiger gemeinsam auf regionaler Ebene regeln werden.



Die grenzŸberschreitende Zusammenarbeit hat vor allem aus zwei Gründen nicht dieselbe Bedeutung wie die interkantonale Zusammenarbeit: Zum einen grenzt unser Kanton nicht ans Ausland, und zum anderen arbeitet ein Kanton in einem Bundesstaat wie der Schweiz natur�gemäss enger mit dem Bund und den anderen Kantonen zusammen als mit auslŠndischen Partnern. Trotzdem darf die Bedeutung der grenzŸberschreitenden Zusammenarbeit nicht unterschŠtzt werden, da diese nach der Ablehnung des EWR im Dezember 1992 in Freiburg wie in den meisten anderen Kantonen auch einen neuen Aufschwung erfahren hat. Der Bund unterstützt die Kantone bei ihren Anstrengungen zur grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, wobei er das Gleichgewicht unter den Kantonen, insbesondere zwischen Grenzkantonen und nicht ans Ausland grenzenden Kantonen, berücksichtigt. Die Befugnisse der Kantone im Bereich der internationalen Zusammenarbeit werden durch Artikel 9 und 10 BV ein�geschrŠnkt. Der Bundesrat legt diese Bestimmungen jedoch grosszŸgig aus. Die Kantone kšnnen in allen Bereichen, die in ihre ZustŠndigkeit fallen, VertrŠge mit dem Ausland abschliessen. Die grenzŸberschreitende Zusammenarbeit hat verschiedene Formen: sie geht von informellen Kontakten über die Zusammenarbeit innerhalb von gemeinsamen Institu�tionen und zwischen šffentlich-rechtlichen Kšrperschaften und privaten Organisationen bis zum Abschluss von VertrŠgen, die Rechte und Pflichten vorsehen.



Der Kanton Freiburg verfŸgt Ÿber verschiedene Instrumente der grenzŸberschreitenden Zusammenarbeit. Zu den wichtigsten gehšrt die "Association transfrontali�re universitaire", der sechs Schweizer Hochschulen und zwšlf franzšsische UniversitŠten der Region Rh™ne-Alpes angehšren. Im Hochschulbereich ist des weiteren die Vereinbarung Ÿber grenz�Ÿberschreitende Zusammenarbeit zwischen den franzšsischen UniversitŠten des Burgunds und der Franche-ComtŽ und den Schweizer UniversitŠten Freiburg, Lausanne und Neuenburg zu erwŠhnen. Der Staatsrat hat sich ausserdem darum bemŸht, seine aktive PrŠsenz in der Versammlung der Regionen Europas, im Conseil du LŽman und in den im Rahmen des Übereinkommens zum Schutz der Alpen geschaffenen Organen zu verstŠrken. Des weiteren wurden auf wirtschaftlicher Ebene mehrere AbsichtserklŠrungen mit auslŠndischen Regionen unterzeichnet. Zur Koordinierung der grenzŸberschreitenden Zusammenarbeit wurde ein Organ geschaffen, dem der Kanton Freiburg als assoziiertes Mitglied beitrat, d.h. die Koordinationsgruppe der an Frankreich grenzenden Kantone, der die Kantone Basel-Stadt, Basel-Landschaft, Bern, Genf, Jura, Neuenburg, Solothurn, Waadt und Wallis angehšren. Die Zusammenarbeit erfolgt auch im Rahmen der kantonalen Direktorenkonferenzen oder der Konferenz der Westschweizer Kantonsregierungen.





2.4.	Zusammenfassung



Wie aus den obigen Ausführungen deutlich hervorgeht, hat sich der Begriff der kantonalen SouverŠnitŠt seit der Mitte des letzten Jahrhunderts, als die geltende Freiburger Verfassung angenommen wurde, grundlegend geändert. Eine Totalrevision mŸsste dieser Entwicklung unbedingt Rechnung tragen und dabei auch das Feld fŸr zukŸnftige Entwicklungen, vor allem in bezug auf die interkantonale und grenzŸberschreitende Zusammenarbeit, abstecken. Der Kanton Freiburg hat also die Mšglichkeit, seine "SouverŠnitŠt" zu definieren, und kann die Richtung, die er in Zukunft auf diesem Gebiet einschlagen will, bis zu einem gewissen Grad vorgeben. Es gilt jedoch zu beachten, dass unser Kanton aufgrund des schrittweisen Ausbaus des Bundesstaates, der wachsenden Verflechtung der internationalen Beziehungen und der zunehmenden interkantonalen und auch interregionalen Beziehungen keine vollkommen eigenständige Lösung treffen kann. Er muss vor allem diese RealitŠten, insbesondere die …ffnung unseres Kantons, einbeziehen, wenn er seine "SouverŠnitŠt" in der neuen Verfassung definiert.





3.		Formale MŠngel



3.1.	Im allgemeinen



Die Verfassung von 1857, die 86 Artikel umfasst, wurde bis 1998 knapp 40mal teilrevidiert, so dass heute nur noch 41 Artikel den ursprŸnglichen Wortlaut aufweisen. Alle anderen 45 Artikel wurden geŠndert. Bei den vielen Revisionen wurden neue Bestimmungen aufge�nommen, die mit den lateinischen Wšrtern "bis", "ter" usw. gekennzeichnet wurden. Dadurch werden verschiedene Kapitel der Verfassung von 1857 zum Teil betrŠchtlich verlängert. Die 1921 eingefŸhrten Artikel 28bis bis 28quater über das Referendum machen heute einen bedeutenden Teil des 3. Abschnitts aus. Infolge der Teilrevisionen wurden viele Artikel auch einfach gestrichen, beispielsweise die Artikel 66 bis 75, die 1921 allesamt aufgehoben wurden. Schliesslich wurde bei einer Teilrevision oft der Wortlaut bestehender Be�stimmungen geŠndert, wobei eine Bestimmung manchmal mehrmals geŠndert wurde.





3.2.	Systematik



Es ist nicht erstaunlich, dass die Systematik der Verfassung von 1857 durch die vielen Teilrevisionen ziemlich gelitten hat. Die Verfassung hat viel von der Einheit und der systematischen Geschlossenheit eingebüsst, die für ihre Integrations- und Steuerungsfunktion eigentlich unabdingbar wären. Die BŸrgerinnen und BŸrger, die sich einen †berblick Ÿber ihre Rechte verschaffen möchten, mŸssen den ersten Abschnitt lesen, der die allgemeinen GrundsŠtze und GewŠhrleistungen umfasst. Dieser enthält jedoch nur eine sehr unvollstŠndige AufzŠhlung ihrer Rechte, die zudem noch von sehr unterschiedlichen Bestimmungen durchsetzt ist, z.B. dem Grundsatz der Haftung des Staates (Art. 14bis) oder den GrundsŠtzen der Finanzordnung (Art. 15). Genau gleich ergeht es allen, die ein šffentliches Amt innehaben und sich über die dem Staat und den Gemeinden obliegenden Aufgaben informieren mšchten: Die Verfassung enthŠlt nämlich keine AufzŠhlung der staatlichen Aufgaben, wenn man von den beiden punktuellen Bestimmungen Ÿber das šffentliche Unterrichtswesen (Art. 19) und die Sprachen (Art. 21) absieht. Angesichts der vielen Schwierigkeiten sind die Leserinnen und Leser rasch gezwungen, auf die Gesetzgebung, die Rechtsprechung und die Lehre zurückzugreifen, wenn sie mehr wissen wollen, mit allen Problemen und Unsicherheiten, die solche Nachforschungen beinhalten.





3.3.	Sprache



Trotz der vielen Teilrevisionen atmet die Verfassung von 1857 noch den Geist und spricht die Sprache des letzten Jahrhunderts. Sie verwendet viele AusdrŸcke, die heute nur noch Spezia�listen verstehen. Ein Beispiel dafŸr ist Artikel 13, der von einem "dauernden und unablšslichen Grundzins" spricht, sowie Artikel 14, der die Begriffe "Majorate", "Substitutionen" und "Familien-Fideikommisse" verwendet. Diese nehmen auf bestimmte Formen von Privilegien Bezug, die gegen Ende des Ancien RŽgime, d.h. zu Beginn des 19. Jahrhunderts, noch aktuell waren, seither aber abgeschafft wurden. Andere AusdrŸcke, die zwar allgemein verstŠndlich sind, mŸssen infolge der inzwischen eingetretenen Änderungen ebenfalls der heutigen Situation angepasst werden. Dies gilt z.B. fŸr den Ausdruck "politische und Wahlversammlungen" (Art. 28 Abs. 1 und 29 Abs. 1), der an eine šffentliche Stimm�abgabe denken lŠsst, wie sie bis 1856 gebräuchlich war, aber der geheimen Abstimmung, wie wir sie seit 1857 kennen, nicht mehr entspricht. Aufgrund der Mšglichkeit der brieflichen Stimmabgabe ist auch der Begriff "Versammlung" Ÿberholt. Auch der Begriff der "Handels- und Gewerbefreiheit" (Art. 11), der einem Agrarkanton in der Zeit der Industrialisierung durchaus angemessen war, widerspiegelt die in der zweiten HŠlfte des 20. Jahrhunderts gestiegene Bedeutung des Dienstleistungssektors nur ungenŸgend. Der Begriff der "demo�kratischen Repräsentativ-Republik" (Art. 1 Abs. 4) ist ebenfalls längst überholt, da wir infolge des Ausbaus der Volksrechte seit dem Ende des letzten Jahrhunderts heute eine halbdirekte Demokratie haben. Schliesslich verwendet die Verfassung von 1857 oft Wörter, die nicht überall dieselbe Bedeutung haben, wie z.B. die Bezeichnung "BŸrger", bei der in Artikel 4, 9 und 19 Abs. 4 sämtliche Bürgerinnen und Bürger gemeint sind, wŠhrend in Artikel 28bis und 28ter lediglich Personen angesprochen sind, die Ÿber die politischen Rechte verfŸgen. Diese wenigen Beispiele zeigen, dass die Klarheit und Einheitlichkeit des Wortlauts der Verfassung verloren gegangen sind, was insbesondere darauf zurŸckzufŸhren ist, dass die revidierten Artikel eine modernere Sprache sprechen als der ursprŸngliche Text. Wortlaut und Standort einer Norm haben daher oft nur beschrŠnkte Aussagekraft.





3.4.	Normative Dichte



Neben den MŠngeln bezüglich der Systematik und der Sprache sind auch die MŠngel zu erwŠhnen, welche die normative Dichte betreffen. Die verschiedenen Entstehungszeiten mit ihren wechselnden situationsbedingten Regelungsbedürfnissen und den jeweiligen politischen Hintergründen haben dazu geführt, dass in der geltenden Verfassung heute ganz allgemeine und sehr detaillierte, wichtige und alltägliche, grundsätzliche und nebensächliche Be�stimmungen nebeneinander stehen, was die Lesbarkeit, Verständlichkeit und Aussagekraft erheblich beeinträchtigt. Die Verfassung von 1857 enthŠlt beispielsweise im 5. Abschnitt, der den Gemeinden gewidmet ist, lediglich zwei kurze Artikel, die den Grundsatz der Oberaufsicht des Staates festschreiben und für alles, was die Organisation der Gemeinden anbelangt, auf das Gesetz verweisen. Die Verfassung von 1857 umfasst auch Bestimmungen, die aufgrund ihrer Bedeutung und Tragweite nicht Verfassungsrang haben, sondern in ein Gesetz oder sogar in eine Verordnung gehören. Ein Beispiel dafŸr ist Artikel 35, der es den Beamten untersagt, ohne Einwilligung des Grossen Rates von einer fremden Macht einen Ehrentitel, ein Ehrenzeichen, ein Jahresgehalt oder ein Geschenk anzunehmen. Ein anderes Beispiel ist die lange Liste der Unvereinbarkeiten von Artikel 33. Dagegen fehlen in unserer Verfassung Normen, die nach verbreiteter Auffassung VerfassungswŸrde haben, und werden nur auf Gesetzes- oder Verordnungsstufe erwŠhnt. Stellvertretend fŸr viele andere Beispiele seien hier das in Artikel 57 bis 65 VRG und in Artikel 42 bis 44 StPO konkretisierte rechtliche Gehör, die in Artikel 27 GABR vorgesehene Stimmfreiheit, der in Artikel 4 FHG ausdrŸcklich erwŠhnte Grundsatz der GesetzmŠssigkeit für Ausgaben und Einnahmen oder die durch Artikel 12 KSG garantierte Steuerhoheit der anerkannten öffentlich-rechtlichen Kirchen erwŠhnt. GrŸnde fŸr diese MŠngel gibt es viele: Verschiedene sehr detaillierte Artikel sind das Ergebnis längst überwundener politischer Auseinandersetzungen und Interessenkonflikte oder ergaben sich auch durch die Schwierigkeit, sich auf das Wesentliche zu beschrŠnken. Die allzu kurz gefassten Artikel, die bei wichtigen Fragen einfach auf die Gesetzgebung verweisen, sind manchmal Ausdruck eines fehlenden politischen Konsenses. Dass Normen, die materiell Verfassungsrang haben, nicht im Grundgesetz von 1857 figurieren, beruht insbesondere darauf, dass eine Teilrevision bis 1979 ein sehr kompliziertes Unterfangen war, da jeweils zwei Volksabstimmungen erforderlich waren: eine Abstimmung Ÿber den Grundsatz und die zweite Ÿber den Wortlaut des geŠnderten Artikels. Aus diesem Grund zog man es oft vor, nur den Gesetzestext zu Šndern, wenn die €nderung nicht gegen die Verfassung von 1857 verstiess.



Die Folgen dieser zahlreichen formalen MŠngel sind weniger harmlos, als es scheinen mag. Infolge der fortwŠhrenden Retuschen ist die Verfassung von 1857 ähnlich wie eine Fassade, die immer wieder einen neuen Verputz einer anderen Farbe erhält, zu einem Mosaik ohne wirkliche Einheit geworden. Dies hat logischerweise dazu gefŸhrt, dass die Rolle unseres Grundgesetzes als Leitfaden fŸr das staatliche Handeln immer mehr geschwŠcht wurde. 





4.	Weitere GrŸnde



4.1.	Parlamentarische Vorstšsse und Verpflichtungen des  Staatsrates



Will man die verschiedenen Etappen der Totalrevision der Verfassung von 1857 nach�zeichnen, so muss man bis ins Jahr 1968 zurŸckgehen, als Grossrat Bruno Fasel den Staatsrat mit einer Motion aufforderte, die ZweckmŠssigkeit einer Totalrevision der Verfassung von 1857 zu prŸfen und gegebenenfalls die vorbereitenden Arbeiten in die Wege zu leiten (TGR 1968 S. 688). Nachdem der Grosse Rat die Motion angenommen hatte, setzte die Regierung eine beratende Kommission ein. Diese kam in ihrem Bericht vom April 1975 zum Schluss, eine VerjŸngung der Verfassung von 1857 sei zwar notwendig, kšnne aber auch durch Teilrevisionen erfolgen. Der Staatsrat schloss sich diesen Schlussfolgerungen an. In der Folge wurden verschiedene Teilrevisionen beschlossen, u.a. die EinfŸhrung einer Verwaltungs�gerichtsbarkeit, die Vereinfachung des Verfahrens fŸr die Teilrevision der Verfassung, die Neugestaltung der Beziehungen zwischen den Kirchen und dem Staat und die Festlegung von neuen Regeln fŸr das Finanzreferendum.



Die Frage der Totalrevision wurde dann 1987 erneut aufgeworfen, als John Clerc in einer Motion die Totalrevision der Verfassung von 1857 forderte (TGR 1987 S. 1207). In seiner Antwort auf die Motion wies der Staatsrat darauf hin, dass die Verfassung seit der Einreichung der Motion Bruno Fasel im Jahre 1968 bereits mehrmals teilrevidiert worden sei. Aufgrund einer Vernehmlassung bei den politischen Parteien, bei der Oberamtmänner�konferenz und beim Freiburger Gemeindeverband stellte die Regierung zudem fest, dass der politische Wille für eine Totalrevision fehle. Er beantragte dem Grossen Rat daher, die Motion abzulehnen und in den nŠchsten Jahren noch weitere Teilrevisionen vorzunehmen (TGR 1988 S. 1787 f.). Der Grosse Rat folgte dem Antrag der Regierung und lehnte die Motion mit 59 gegen 36 Stimmen ab (TGR 1989 S. 489).

Der nŠchste wichtige Schritt waren die fŸr die Legislaturperiode 1992-1996 ausgearbeiteten Regierungsrichtlinien (TGR 1992 S. 1187-1224), die der Staatsrat dem Grossen Rat am 18. August 1992 vorlegte. In Punkt 5, der den institutionellen Reformen gewidmet war, sprach sich die Regierung für eine Totalrevision der Verfassung von 1857 aus: "Wie in anderen Kantonen muss auch bei uns die Staatsverfassung fŸr das Jahr 2000 in Angriff genommen werden. Grundlage dazu ist ein neues vertieftes VerstŠndnis der Rolle des Kantons als Staat." Die Regierungsrichtlinien enthielten jedoch keinen Zeitplan fŸr die in Aussicht gestellte Totalrevision. Es gilt auch zu beachten, dass die Regierungsrichtlinien eine rechtlich nicht verbindliche politische AbsichtserklŠrung darstellen, die auch den Grossen Rat nicht bindet. Dieser beschrŠnkt sich darauf, nach einer Debatte davon Kenntnis zu nehmen.



Am 12. November 1992, kurz nach der Veršffentlichung der Regierungsrichtlinien 1992-1996, überwies der Grosse Rat die Motion Jean-Luc Piller zur Totalrevision der Verfassung von 1857 mit 93 Stimmen und ohne Gegenstimme (TGR 1992 S. 2572). In seiner Antwort auf die Motion (TGR 1992 S. 2470 ff.) hatte der Staatsrat die Totalrevision diesmal begrŸsst und die Annahme der Motion beantragt. Damit verpflichtete er sich, dem Grossen Rat einen Dekretsentwurf Ÿber den Grundsatz der Revision sowie eine Botschaft mit den GrŸnden fŸr die Revision, den ModalitŠten, der geplanten Beteiligung der BŸrgerinnen und BŸrger, einem Zeitplan, den Kosten und den erforderlichen Mitteln zu unterbreiten. Der Staatsrat wies aber gleichzeitig darauf hin, dass die gesetzliche Frist von einem Jahr bis zur †berweisung des Dekrets an den Grossen Rat angesichts der KomplexitŠt einer Totalrevision möglicherweise nicht eingehalten werden kšnne.



Im September 1994 unterbreitete der Staatsrat dem Parlament seinen Bericht zum Stand des Regierungsprogramms 1992-1996 nach der ersten Hälfte der Legislaturperiode. Die Re�gierung wies in bezug auf die Totalrevision der Verfassung von 1857 darauf hin, dass anderen gesetzgeberischen Arbeiten PrioritŠt eingerŠumt werden mŸsse und dass zudem auch die Entwicklung der Arbeiten an der Totalrevision der Bundesverfassung zu berŸcksichtigen sei, was aber nicht bedeute, dass die Notwendigkeit einer neuen, zeitgemässen Verfassung in Frage gestellt werde (TGR 1994 S. 2418).



In seinem Bericht vom 24. Oktober 1995 an den Grossen Rat (TGR 1996 S. 154-192, 3504-3566) kŸndigte der Staatsrat Verwaltungs- und Strukturreformen im Bereich des New Public Management, der Organisation des Staatsrates und der Kantonsverwaltung, des Dienst�verhŠltnisses des Staatspersonals und der Subventionspolitik an. Der Staatsrat erweiterte den Bericht in der Folge um einen fŸnften, institutionellen Bereich, der die Totalrevision der Verfassung von 1857 und die Aufgabenteilung zwischen dem Staat und den Gemeinden umfasste, so dass die Reform in fŸnf Bereiche unterteilt war. Die geplante Verfassungsreform ist natŸrlich mit allen Ÿbrigen Reformbereichen verbunden, die mšglichst gut koordiniert werden mŸssen, wobei der unterschiedliche Stand der Arbeiten zu berŸcksichtigen ist.



In seinen Regierungsrichtlinien fŸr die Legislaturperiode 1997-2001, die dem Grossen Rat am 19. August 1997 unterbreitet wurden, erläuterte der Staatsrat seine PlŠne hinsichtlich der im Abschnitt "Ziele und Massnahmen" aufgeführten Staats- und Verwaltungsreform nŠher. Er hielt dabei folgendes fest: "Die grosse Entwicklung, die die StaatstŠtigkeit in den letzten Jahrzehnten erfahren hat, ist im Rahmen der bestehenden Strukturen verlaufen, die noch aus dem letzten Jahrhundert stammen. Die Arbeitsorganisation und -methoden der Verwaltung haben sich zwar stark verŠndert, aber eine Gesamtbetrachtung, die sowohl den institutionellen Rahmen wie auch die Art der VerwaltungsfŸhrung einbezogen hŠtte, wurde nie angestellt. Nun, an der Schwelle zum dritten Jahrtausend und in einer Zeit, wo sich die gesellschaftliche Entwicklung erneut beschleunigt, ist eine tiefgreifende Reform des Staates, seiner Institu�tionen und seiner Verwaltung notwendig geworden." Die Totalrevision der Verfassung von 1857 ist also integrierender Bestandteil dieser Staats- und Verwaltungsreform, fŸr die sie gewisser�massen einen architektonischen Zusatz darstellt. Alle Projekte, die in fŸnf Einheiten gegliedert sind, werden von einer Projektoberleitung begleitet. FŸr die Gesamtleitung ist der Staatsrat zuständig, der von einem Koordinationsausschuss unterstŸtzt wird.



Die Vorarbeiten in bezug auf die Totalrevision der Verfassung von 1857 wurden von einer Projektoberleitung durchgefŸhrt, die von einer Projektleitung unterstŸtzt wurde. An den Arbeiten waren beteiligt:



Pascal Corminboeuf, Staatsrat der Direktion des Innern und der Landwirtschaft, PrŠsident

Augustin Macheret, Staatsrat der Direktion fŸr Erziehung und kulturelle Angelegenheiten, VizeprŠsident

Peter HŠnni, Universitätsprofessor, Vizedirektor des Instituts fŸr Fšderalismus

Claude Yerly, GeneralsekretŠr der Direktion des Innern und der Landwirtschaft

GŽrald Mutrux, Dienstchef des Gemeindedepartements

Denis Loertscher, Chef des Gesetzgebungsamtes

Alain Chablais, juristischer Berater der Projektleitung

Marc Bugnon, juristischer Berater der Direktion des Innern und der Landwirtschaft

Jean-Marc Schwab, Chef des Projekts "New Public Management"



Laut den Regierungsrichtlinien 1997-2001 sollte die erste Etappe der Totalrevision, d.h. die Abstimmung über die Grundsatzfrage (Totalrevision: ja oder nein) und die Bezeichnung des fŸr die Revision zustŠndigen Organs, Ende der Legislaturperiode 1997-2001 abgeschlossen sein. WŠhrend der parlamentarischen Beratungen zu den Regierungsrichtlinien ging der Staatsrat noch einen Schritt weiter und kŸndigte an, die Grundsatzfrage werde dem Parlament und anschliessend dem Volk im Jahre 1999 oder 2000 gestellt (TGR 1997 S. 815). Nach einer Debatte nahm der Grosse Rat die Regierungsrichtlinien am 16. September 1997 zur Kenntnis (TGR 1997 S. 818).



Im Laufe der letzten Jahre wurden verschiedene parlamentarische Vorstšsse, seien es Motionen oder Postulate, zu punktuellen verfassungsrechtlichen Fragen eingereicht. Bei ver�schiedenen Vorstšssen, z.B. beim Postulat Charly Haenni/Jean-Paul Glasson zur Zahl der GrossrŠte (TGR 1997 S.Ê833), bei der in ein Postulat umgewandelten Motion Jean-Marc Sallin zur vermehrten Ausrichtung der Staatstätigkeit auf Fšrderung und StŠrkung der Familie (TGR 1996 S. 474) und beim Postulat André Ntashamaje zur Schaffung eines Ältestenrates (TGR 1998 S. 268, 294; die Antwort des Staatsrats ist im TGR noch nicht veröffentlicht) erklärte sich der Staatsrat bereit, die Anliegen im Rahmen der Total�revision der Staats�ver�fassung von 1857 zu berŸcksichtigen. Bei anderen nahm er nicht ausdrŸcklich auf die Total�revision Bezug. Es ist jedoch denkbar, dass diese Vorstösse ebenfalls im Rahmen der Grund�satzüberlegungen zur Totalrevision behandelt werden, auch wenn ihre Umsetzung nicht unbedingt eine Änderung der jetzigen Verfassung bedingt. Zu erwähnen sind in diesem Zu�sammenhang insbesondere die in ein Postulat umgewandelte Motion Louis-Marc Perroud zur Wahl der hauptamtlichen Magistraten durch den Grossen Rat (TGR 1997 S. 947; TGR 1998 S. 163 und 265-268), die in ein Postulat umgewandelte Motion Michel Buchmann/Charly Haenni zur Dezentralisierung der Kantonsverwaltung (TGR 1997 S. 837; TGR 1998 S. 159 f. und 231 f.), das Postulat Georges Godel zur Verteilung der Dienststellen des Staates auf die sieben Bezirke (TGR 1998 S. 159 f. und 231 f.) und das Postulat Beat Vonlanthen/Marie-Louise Rudaz-Spicher zu den kantonalen Jugendsessionen (noch nicht veröffentlicht im TGR).





�4.2.	Erfahrungen von Bund und Kantonen



In den letzten 20 Jahren haben verschiedene Kantone eine - materielle oder formelle - Total�revision vorgenommen. Neben dem etwas besonderen Fall des Kantons Jura, der 1977 zur Erlangung seiner Souveränität eine Verfassung erliess, sind hier die Kantone Aargau (1980), Basel-Landschaft (1984), Solothurn (1986), Thurgau (1987), Glarus (1988), Bern (1993), Appenzell Ausserrhoden (1995) und Tessin (1997) zu erwähnen. Bei diesen neun Total�revisionen der letzten Jahre ging es meist darum, die Form, die Systematik und den Wortlaut der Verfassung zu überarbeiten, einen eigentlichen Grundrechtskatalog aufzustellen, der zum Teil von einer AufzŠhlung der Aufgaben und/oder Sozialziele gefolgt war, die Aufgaben des Staates zu prŠzisieren, die politischen Rechte neu zu definieren, die Organisation der Behšrden klar darzustellen, die Finanzordnung festzuschreiben, die Stellung, die territoriale Gliederung, die Organisation und die Autonomie der Gemeinden zu verankern und schliess�lich GrundsŠtze fŸr die Beziehungen zwischen den Kirchen und dem Staat aufzustellen. Die Totalrevisionen ermöglichten es ausserdem, die kantonale IdentitŠt aufzuwerten und einen � wenn auch nur bescheidenen � Beitrag zu einer besseren Identifikation der BŸrgerinnen und BŸrger mit dem Staat zu leisten, indem ihnen vor Augen gefŸhrt wurde, was tatsŠchlich aus dem Kanton, in dem sie leben, geworden ist.



Verglichen mit den neun erfolgreich abgeschlossenen Totalrevisionen ist die Liste der gescheiterten Revisionen interessanterweise viel kŸrzer. Ohne Anspruch auf VollstŠndigkeit seien hier einige Beispiele erwŠhnt: Das Stimmvolk von Basel-Stadt und Basel-Landschaft sprach sich 1969 gegen den Entwurf fŸr eine neue Verfassung eines vereinten Kantons Basel aus. Im April 1997 wies der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt einen weiteren Total�revisionsentwurf an den Regierungsrat zurŸck. Im Kanton Aargau sprach sich das Stimmvolk 1979 gegen einen ersten Verfassungsentwurf aus, bevor es im Jahr darauf die geltende Ver�fassung annahm. Im Juni 1997 verwarf der Luzerner Grosse Rat einen Entwurf zur Einleitung der Totalrevision der Verfassung gegen den Willen des Regierungsrates. Im Oktober 1997 lehnte der Walliser Grosse Rat eine Motion ab, die eine Totalrevision ver�langte. Die Bestrebungen zur Revision der kantonalen Verfassungen scheinen also trotz ver�einzelter Misserfolge und gewisser Verfahrensschwierigkeiten meistens von Erfolg gekršnt.



Wie die Verfassungsrevisionen der Kantone zeigen, ist eine reine Formalrevision, d.h. eine rein redaktionelle Revision, bei der die Systematik verbessert und Ÿberholte Bestimmungen aufgehoben, jedoch keine grundlegenden €nderungen vorgenommen werden, relativ selten. In den letzten Jahrzehnten hat sich lediglich Genf (1958) dafür entschieden. Der Kanton Tessin schlug zwar 1967 ebenfalls diesen Weg ein, musste aber 1997 trotzdem eine materielle Total�revision vornehmen. Eine kleine Gruppe von Kantonen hat zwar eine Totalrevision durch�gefŸhrt, dabei aber mit Ausnahme einiger Neuerungen im wesentlichen das geltende Recht Ÿbernommen: Nidwalden (1965), Obwalden (1968) und Uri (1984). Die Lšsung, auf eine Totalrevision zu verzichten und je nach Bedarf eine Reihe von Teilrevisionen durch�zufŸhren, hat ebenfalls nicht viele AnhŠnger. Lediglich die Kantone Schwyz, Appenzell Innerrhoden, Zug, Wallis und Genf scheinen dieses Vorgehen noch zu befŸrworten. In ver�schiedenen Kantonen ist zur Zeit eine Totalrevision hŠngig, zum Teil schon seit mehreren Jahren: GraubŸnden, St. Gallen, ZŸrich, Neuenburg, Schaffhausen, Basel-Stadt und Waadt. Im Kanton Waadt hat das Volk vor kurzem beschlossen, eine Totalrevision einzuleiten und dafür einen Verfassungsrat einzusetzen. Der Stand der Arbeiten und vor allem das Verfahren zur Vorbereitung und Verabschiedung eines Entwurfs unterscheiden sich beträchtlich von Kanton zu Kanton.



Auch der Bund hat die 1966 eingeleitete Totalrevision vorangetrieben. Nach langwierigen Vorarbeiten, die 1977 in einen ersten Entwurf mŸndeten und spŠter zu der 1985 vom Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement ausgearbeiteten Modellstudie fŸhrten, beschloss die Bundesversammlung 1987 die Totalrevision der Bundesverfassung und beauftragte den Bundesrat, das geltende Verfassungsrecht nachzufŸhren. 1994 entschied das Parlament, die Arbeiten voranzutreiben, und forderte den Abschluss der NachfŸhrung bis 1998, damit die Vorlage auf das 150-Jahr-Jubiläum des Bundesstaates verabschiedet werden kann. Der Bundesrat beschloss, dem Parlament gleichzeitig mit der NachfŸhrung im Bereich der Volksrechte und der Justizreform je ein Reformpaket zu unterbreiten, wobei zu den drei Paketen separate BeschlŸsse erlassen und gesondert darŸber abgestimmt werden soll. Die Beratungen im Parlament sind noch im Gang, doch sollte der Entwurf der nachgefŸhrten Verfassung und mšglicherweise sogar die Justizreform planmässig 1998 verabschiedet werden kšnnen.



Angesichts der von den freiburgischen Behšrden bereits getroffenen Entscheide, der erfolg�reich abgeschlossenen Totalrevisionen anderer Kantone und der Entwicklungen auf Bundes�ebene ist der Zeitpunkt nun auch in unserem Kanton gekommen, die Totalrevision unseres Grundgesetzes in Angriff zu nehmen. Neben dem Auseinanderklaffen von Norm und Wirklichkeit (vgl. Ziff. 1), der Entwicklung der Souveränität (vgl. Ziff. 2) und den formalen Argumenten (vgl. Ziff. 3) sprechen auch die in diesem Abschnitt aufgefŸhrten GrŸnde deutlich fŸr eine vollstŠndige, d.h. sowohl materielle als auch formelle, Reform.





5.	Vorteile einer Totalrevision



Den Befürwortern einer Totalrevision wird gelegentlich entgegengehalten, dasselbe Ziel sei auch mit weniger Aufwand zu erreichen, indem mehrere Teilrevisionen vorgenommen würden. Verschiedentlich wird die Auffassung vertreten, dass Totalrevisionen in Zeiten einer tiefen �Êpolitischen oder militŠrischenÊ� Krise durchgefŸhrt würden, wie dies auch ein Blick in die Geschichte zeige. Eine Totalrevision, die nicht in Krisenzeiten erfolge, habe den Nachteil, dass Energien und Mittel mobilisiert werden mŸssten, die besser fŸr dringendere Probleme eingesetzt würden, mit denen die BŸrgerinnen und BŸrger oder die Behšrden jeden Tag zu kämpfen haben. Ausserdem wŸrde bei einer Totalrevision, die in mehreren Bereichen wirkliche Reformen vorsieht, die Gefahr bestehen, dass die Gegner einzelner Bestimmungen eine unheilige Allianz bilden und schliesslich die gesamte Vorlage gefährden würden. Dieses Risiko kšnne zwar dadurch umgangen werden, dass lediglich kosmetische Retuschen vor�genommen würden, womit eine Totalrevision aber kaum noch von Interesse sei.



Diese ErwŠgungen verdienen eine differenzierte Betrachtung. Es trifft zwar zu, dass viele Totalrevisionen in schweren Krisenzeiten oder nach einem politischen oder militŠrischen Umsturz erfolgten, wie dies z.B. für die Verfassungen Deutschlands (1949), Frankreichs (1958), …sterreichs (1920) und sogar des Kantons Freiburg (1803, 1814, 1831, 1848 und 1857) gilt, doch handelt es sich hierbei nicht um eine Konstante: Die Erfahrungen DŠnemarks (1953) oder der Niederlande (1983), aber auch der Kantone Aargau (1980), Basel-Landschaft (1984), Solothurn (1986), Thurgau (1987), Glarus (1988), Bern (1993), Appenzell Ausserrhoden (1995) und Tessin (1997) beweisen das Gegenteil, auch wenn sich unser Land und unser Kontinent zur Zeit zugegebenermassen in einem wirtschaftlichen und sozialen Umbruch befinden, wie es ihn seit der industriellen Revolution des 19. Jahrhunderts nicht mehr gegeben hat. Die Revisionen der Kantonsverfassungen wurden im allgemeinen innert einer vernŸnftigen Frist abgeschlossen und benštigten nie so viele Ressourcen, dass der Staat nicht mehr in der Lage gewesen wŠre, die grossen Probleme der Gegenwart anzugehen. Sie haben der kantonalen Politik im Gegenteil oftmals neuen Elan verliehen, die BŸrgerinnen und BŸrger sensibilisiert und ihr Interesse fŸr die Arbeitsweise und die Grundlagen des Staates geweckt. Ausserdem sind die Verfassungen, die aus einer Krise hervorgehen, nicht unbedingt die besten, da sie nicht mit der notwendigen Ruhe und Ausgeglichenheit ausgearbeitet werden.



Das Argument, wonach eine Totalrevision, die zu viele Reformen vorsieht, politisch zu gewagt sei, da sie durch die kumulierte Opposition aus verschiedenen Lagern zu Fall gebracht werden kann, muss ebenfalls relativiert werden. Auf Bundesebene ist eine � materielle und formelle � Totalrevision in einem einzigen Schritt tatsŠchlich ein sehr schwieriges Unter�fangen, so dass sich der Bundesrat für einen "offenen" Prozess entschieden hat, bei dem zu den verschiedenen Reformbereichen gesondert VorschlŠge und BeschlŸsse unterbreitet werden. Auf Kantonsebene, wo der Konsens trotz allem leichter zu finden ist, trifft dies jedoch nicht zu. Der Staatsrat hat sich im Ÿbrigen bereits gegen eine "kapitelweise" Totalrevision ausgesprochen (TGR 1992 S. 2472). Die neun erfolgreichen Totalrevisionen auf Kantonsebene zeigen auch, dass eine Totalrevision in einem einzigen Schritt machbar ist. Sogar Reformen, die politisch sehr umstritten sind oder fŸr die das verfassunggebende Organ keinen befriedigenden Konsens findet, kšnnen dank der Mšglichkeit der Varianten�abstimmung (vgl. Kap. VIII), wie sie der Bund und mehrere Kantone vor einigen Jahren eingefŸhrt haben, in den Entwurf einer neuen Verfassung integriert werden.



In Anbetracht der zahlreichen formalen und inhaltlichen MŠngel der Verfassung von 1857 wŸrden die vielen notwendigen Teilrevisionen allein sicher nicht mehr genügen, um die Einheitlichkeit unseres Grundgesetzes wiederherzustellen und es bürgernäher zu gestalten (vgl. auch Kapitel VIII Ziff. 1). Es ist an der Zeit, dass wir unseren BŸrgerinnen und BŸrgern und den zukŸnftigen Generationen ein verjŸngtes, modernes und offenes Bild unseres Kantons vermitteln, wie es im Laufe der Geschichte geprŠgt wurde und wie es sich in Zukunft entwickeln muss. Wir kšnnen die Grundlagen unseres Staates nur mit einer Totalrevision neu gestalten.







IV.	ORGAN ZUR AUSARBEITUNG DES ENTWURFS EINER NEUEN STAATS�VERFASSUNG





1.	Im allgemeinen



Bevor der mšgliche Inhalt einer neuen Verfassung skizziert wird, soll die Frage des mit der Ausarbeitung des Verfassungsentwurfs beauftragten Organs behandelt werden. Diese Frage verdient eine eingehendere PrŸfung, da sie den Ablauf der Vorarbeiten entscheidend beeinflusst.



Wird eine Totalrevision verlangt, so muss die Frage des Grundsatzes der Revision gemŠss Artikel 80 Abs. 1 und 2 KV dem Volk unterbreitet werden, das ebenfalls zu entscheiden hat, ob die Totalrevision von einem eigens dafŸr gewŠhlten Verfassungsrat oder vom Grossen Rat durchgefŸhrt werden soll (Abs. 1). Der Verfassungsrat wird auf dieselbe Weise wie der Grosse Rat fŸr fŸnf Jahre gewŠhlt. Es besteht keine Unvereinbarkeit (Abs. 2).





2.	Der Verfassungsrat



Der Verfassungsrat fŠllt unter den oben zitierten Artikel 80 Abs. 2 KV, wird aber auch durch Bestimmungen auf Gesetzesstufe geregelt: Artikel 230a undÊ�Êdurch VerweisÊ� Artikel 206 Abs. 3 und 4 sowie 206a GABR. Der Verfassungsrat ist nach Massgabe der geltenden Gesetzgebung relativ ähnlich organisiert wie der Grosse Rat. Er weist wie der grosse Rat folgende Merkmale auf:



-	Er setzt sich aus 130 Mitgliedern zusammen (Art. 206a Abs. 2 GABR).

	

-	Die Sitze mŸssen auf die Wahlkreise verteilt werden (Art. 76 GABR, anwendbar aufgrund des Verweises von Art. 80 Abs. 2 KV).



-	Die Wahl der Mitglieder erfolgt als Listenwahl nach dem Proporzsystem (Art. 80 GABR, anwendbar aufgrund des Verweises von Art. 80 Abs. 2 KV).



-	Die Amtszeit betrŠgt fŸnf Jahre (Art. 80 Abs. 2 KV).



Der Verfassungsrat organisiert sich selbst und gibt sich sein eigenes Reglement (Art. 206a Abs. 2 GABR). Im Gegensatz zum Grossen Rat besteht aber keine Unvereinbarkeit zwischen dem Amt als Mitglied des Verfassungsrates und einem anderen Mandat oder einer anderen Funktion. Dies bedeutet, dass alle BŸrgerinnen und BŸrger unabhŠngig von der Funktion, die sie innehaben, oder der Staatsgewalt, in der sie ein Amt ausüben, in den Verfassungsrat gewŠhlt werden können.





3.	Argumente fŸr eine Totalrevision durch einen Verfassungsrat bzw. den Grossen Rat



Im folgenden sollen kurz die Argumente dargelegt werden, die fŸr jedes der beiden Organe sprechen, denen das Volk den Auftrag zur Ausarbeitung eines neuen Verfassungsentwurfs erteilen kann.





3.1.	Argumente fŸr den Verfassungsrat



Man kann zunŠchst die Meinung vertreten, dass der Verfassungsrat ein neutraleres Organ ist, da er grundsŠtzlich weniger politisiert ist als der Grosse Rat. Es wäre denkbar, dass die WŠhlerinnen und WŠhler Personen ausserhalb des politischen Spektrums in den Verfassungs�rat wŠhlen, obwohl der Wahlmodus derselbe ist wie für den Grossen Rat.



Im Verfassungsrat kšnnten Personen Einsitz nehmen, die sich besonders fŸr die Totalrevision interessieren und die motiviert sind. Damit könnte der Kreis der mšglichen Mitglieder im Verhältnis zum Grossen Rat erweitert werden. Da wie weiter oben erwŠhnt keine Unverein�barkeit besteht, kšnnen Personen in den Verfassungsrat gewählt werden, die in den Grossen Rat nicht wählbar sind (insbesondere Richterinnen und Richter, Mitglieder des Staatsrates, Beamtinnen und Beamten).



Ein Verfassungsrat muss sich nicht mit "alltŠglichen" politischen Querelen abgeben. Dank dieser Distanz zu den gerade aktuellen politischen Fragen kann er mehr Weitsicht entwickeln und die grundlegenden Probleme unserer Gesellschaft offener oder sogar ambitionierter angehen.



Die Revision ist unbestreitbar eine sehr anspruchsvolle und zeitaufwendige Angelegenheit. Wer fŸr den Verfassungsrat kandidiert, ist sich des Umfangs der bevorstehenden Aufgabe bewusst und muss daher ausserordentlich verfŸgbar sein. Allerdings weiss man, dass bereits die GrossrŠtinnen und GrossrŠte Ÿberlastet sind. Wenn der Grosse Rat mit der Totalrevision beauftragt wird, nimmt ihre Arbeitsbelastung noch mehr zu. Dies kšnnte den Revisions�prozess verlangsamen. Eine Erhšhung der ausserordentlichen Sessionen des Grossen Rates wäre im übrigen für viele Parlamentarierinnen und Parlamentarier mit Problemen verbunden.



Der Verfassungsrat organisiert sich selbst und gibt sich sein eigenes Reglement. Er hätte daher die Mšglichkeit, flexiblere Bestimmungen zu erlassen, die den besonderen Arbeiten einer Totalrevision gegebenenfalls besser entsprechen als das Gesetz Ÿber das Reglement des Grossen Rates.



Ist der Verfassungsrat einmal gewählt, so kšnnte er seine Arbeit in kŸrzerer Zeit abschliessen als der Grosse Rat, da er seinen Zeitplan und seinen Arbeitsrhythmus všllig unabhŠngig beschliessen kann.



Die Wahl des Verfassungsrates, insbesondere der vorgŠngige Wahlkampf, kšnnte eine gute Gelegenheit sein, um der Bevölkerung die Bedeutung und die Tragweite der Totalrevision nŠherzubringen.





3.2	Argumente fŸr den Grossen Rat



Der Grosse Rat setzt sich aus Personen zusammen, welche die politischen Probleme kennen, die im Rahmen einer Verfassungsrevision gelšst werden kšnnten. Es ist klar, dass sich das Revisionsorgan der gegenwŠrtigen politischen RealitŠt nicht entziehen kann. Allerdings kšnnten die GrossrŠtinnen und GrossrŠte auch in den Verfassungsrat gewŠhlt werden.



Die Mitglieder des Grossen Rates sind mit den Besonderheiten der Parlamentsarbeit vertraut, so dass die Arbeiten unter bestmšglichen Bedingungen erfolgen wŸrden.



Man kann sich fragen, ob ein Verfassungsrat nicht genau gleich zusammengesetzt wäre wie der Grosse Rat. Aufgrund des Wahlmodus des Verfassungsrates ist es auf jeden Fall wahr�scheinlich, dass eine Reihe von GrossrŠtinnen und GrossrŠte darin Einsitz nehmen wŸrden.



Falls der Grosse Rat mit der Revision beauftragt wŸrde, kšnnten die Kosten fŸr die Organisation der Wahl des Verfassungsrates gespart werden. Die Betriebskosten kšnnten bei dieser Variante ebenfalls gesenkt werden, da die Arbeiten an der Totalrevision zumindest teilweise wŠhrend der ordentlichen Sessionen des Parlaments ausgefŸhrt werden kšnnten. Im grossen und ganzen scheint die Variante Grosser Rat billiger zu sein.







4.	Schlussfolgerung



Nachdem der Staatsrat die Vor- und Nachteile der beiden Lösungen gegeneinander abgewo�gen hat, ist er zum Schluss gelangt, dass sowohl der Grosse Rat als auch ein Verfassungsrat in der Lage wären, eine moderne Verfassung für den Kanton Freiburg unter Dach und Fach zu bringen. Der Staatsrat empfiehlt aber den Verfassungsrat, weil er der Meinung ist, dass die vorgebrachten Argumente stärker für einen Verfassungsrat sprechen als für den Grossen Rat. Zudem würde die Tatsache, dass die Revision einem Verfassungsrat übertragen wird, diesem Ereignis mehr Würde verleihen. Indem er diese Lösung bevorzugt, zeigt der Staatsrat auch, dass er das Problem der Arbeitsüberlastung der Grossrätinnen und Grossräte ernst nimmt. Schliesslich steht diese Lösung nicht quer in der Landschaft, haben sich doch im Juni und im August 1998 sowohl die Waadtländer Stimmbürger als auch das Zürcher Parlament entschie�den, die Arbeiten für eine Totalrevision ihrer Verfassung einem Verfassungsrat zu übertragen.







�V.	VORSCHLAG FÜR DIE STRUKTUR EINER NEUEN VERFASSUNG





1.	Die mšglichen zehn Abschnitte einer neuen Staatsverfassung



Die Verfassung von 1857 hat sieben Abschnitte, die � allerdings in einer neuen und aktualisierten Form � Ÿbernommen werden mŸssten. Es wŠre zudem wŸnschenswert, wenn die neue Verfassung einige zusätzliche Abschnitte erhŠlt, die entweder tatsŠchlich neu sind oder die bereits bestehende Bestimmungen, die unter dem Gesichtspunkt der Systematik heute ungenŸgend zum Ausdruck kommen, zusammenfassen und ergŠnzen. Die neue Ver�fassung kšnnte zehn Abschnitte umfassen, die nachfolgend kurz skizziert werden. Es gilt allerdings zu beachten, dass dies lediglich ein Entwurf fŸr eine neue Struktur ist, der wahrscheinlich noch geŠndert wird. Die in den letzten Jahren verabschiedeten Kantons�verfassungen haben aber in der Regel eine ähnliche Einteilung, so dass zuviel Originalität in dieser Hinsicht weder wŸnschenswert noch mšglich ist.



In einem ersten Abschnitt kšnnten die allgemeinen GrundsŠtze und einige grundlegende Bestimmungen Ÿber den Staat, die SouverŠnitŠt, das VerhŠltnis zum Bund und den anderen Kantonen, das Kantonsgebiet, die Sprachen, das BŸrgerrecht sowie die GrundsŠtze fŸr das staatliche Handeln verankert werden. Die Verfassung von 1857 enthŠlt nur einen kleinen Teil dieser Bestimmungen, und dies über mehrere Abschnitte verstreut.



Im zweiten Abschnitt kšnnte der neue Grundrechtskatalog verankert werden. Die geltende Verfassung enthŠlt zwar schon eine Reihe von Grundrechten, doch ist die AufzŠhlung unvollstŠndig. Obwohl die Grundrechte sowohl in der Bundesverfassung als auch in der EuropŠischen Menschenrechtskonvention figurieren, ist ihre Verankerung in der Kantons�verfassung trotzdem sinnvoll: Erstens werden viele Grundrechte in der geltenden Bundes�verfassung nicht erwähnt; zweitens ist die AufzŠhlung dieser Rechte eine gute Mšglichkeit für den Staat, die sich den BŸrgerinnen und BŸrgern transparent darzustellen; drittens hat ein Kanton die Möglichkeit, in bezug auf die Garantie von Grundrechten weiter zu gehen als die Bundesverfassung und sogar neue Grundrechte einzufŸhren. Im zweiten Abschnitt der neuen Verfassung kšnnten zudem einige Sozialrechte und einige Pflichten der BŸrgerinnen und BŸrger aufgefŸhrt werden. Des weiteren sollten auch die Sozialziele des Staates genannt werden.



Der dritte Abschnitt, der neu eingefügt würde, mŸsste die šffentlichen Aufgaben behandeln. Er mŸsste Aufschluss geben Ÿber die wichtigen Aufgaben, die der Staat und zum Teil auch die Gemeinden bereits heute wahrnehmen. In der Verfassung von 1857 fehlt eine solche Auf�zŠhlung, weil in den Augen des damaligen Verfassungsgebers noch die meisten šffentlichen Aufgaben vom Kanton wahrgenommen wurden, da der Bund erst sehr beschränkte Befug�nisse hatte. Durch die Aufzählung der wichtigsten Aufgaben des Staates in der neuen Ver�fassung kšnnten die Bereiche hervorgehoben werden, in denen der Kanton noch eigenstŠndig handeln kann und nicht nur Bundesrecht vollziehen muss. Eine solche AufzŠhlung würde also sowohl der Information als auch der Transparenz dienen. Ausserdem wŸrde sie den in der Verfassung erwŠhnten Aufgaben eine gršssere demokratische Legitimation verleihen.



In einem vierten Abschnitt mŸssten die politischen Rechte verankert werden. Dabei kšnnte im wesentlichen der entsprechende Abschnitt der geltenden Verfassung Ÿbernommen werden. AufgefŸhrt wŸrden also Bestimmungen Ÿber die Stimmberechtigten, die Stimmfreiheit, den Inhalt des Stimmrechts, die Wahlen, die Volksinitiative, das Referendum und gegebenenfalls die Beteiligung am Meinungsbildungsprozess.



Der fŸnfte Abschnitt wŠre den Kantonsbehšrden gewidmet. Nach einigen allgemeinen Normen wŸrden Bestimmungen über die Organisation des Grossen Rates, des Staatsrates und der Kantonsverwaltung sowie der Gerichte eingeführt. Damit wŸrde die Struktur des heutigen Abschnitts Ÿber die Staatsgewalten im grossen und ganzen Ÿbernommen. Ein solcher Abschnitt, der den Staat definiert und organisiert, gehört unbedingt in eine neue Verfassung. Er ermšglicht es, die Rolle der Behšrden zu definieren, und verhindert eine missbrŠuchliche und unkontrollierte MachtausŸbung, indem die Trennung der gesetzgebenden, voll�ziehenden und richterlichen Gewalt in personeller, organisatorischer und funktioneller Hinsicht gewährleistet wird.



Ein sechster Abschnitt, der neu eingefügt würde, kšnnte die Finanzordnung regeln und Bestimmungen Ÿber die allgemeinen GrundsŠtze, die finanziellen Mittel, die Steuern, die BesteuerungsgrundsŠtze, die Subventionen und die Finanzaufsicht vorsehen. Die Verfassung von 1857 enthŠlt nur eine rudimentäre Bestimmung zum Thema der Finanzordnung. Aufgrund seiner Wichtigkeit sollte dieser Themenbereich jedoch in der Verfassung und nicht nur auf Gesetzesstufe geregelt werden.



Im siebten Abschnitt könnte die territoriale Gliederung des Kantons festgelegt werden. Des weiteren sollte die Gemeindeordnung definiert und die Aufgabenteilung zwischen dem Staat und den Gemeinden verankert werden. Ein solcher Abschnitt gehšrt in eine Kantons�verfassung, denn die Einteilung eines Kantons in Bezirke, Kreise, Regionen, Agglo�merationen usw. fŠllt nicht unter das Bundesrecht. Die Verfassung von 1857 sieht bereits eine Gliederung vor, die aber ŸberprŸft werden sollte. Die Struktur dieses Abschnitts ist daher noch ungewiss, da sie weder die Neugliederung der Bezirke noch die Schaffung von neuen regionalen Einheiten verhindern darf. Die den Gemeinden gewidmeten Bestimmungen dieses Abschnitts kšnnten die Stellung, die Autonomie, die Aufgaben, die Organe, die politischen Rechte, die Finanzen und den Finanzausgleich regeln.



Der achte Abschnitt kšnnte die Stellung der anerkannten Kirchen und anderer Religions�gemeinschaften regeln. Die Verfassung von 1857 enthŠlt dazu lediglich eine einzige Bestimmung, die in einen anderen Abschnitt integriert ist. Die Regelung der Grundlagen des VerhŠltnisses zwischen den Kirchen und dem Staat erscheint uns wichtig genug, um sie in einer neuen Verfassung zu verankern, auch wenn dafŸr nicht zwingend ein eigener Abschnitt erforderlich ist. Im achten Abschnitt kšnnten also Bestimmungen Ÿber die anerkannten Kirchen und ihre Autonomie, die Pfarreien, die Finanzen, die Zugehšrigkeit zu den Kirchen und die Ÿbrigen Religionsgemeinschaften verankert werden.



Der neunte Abschnitt kšnnte die Verfassungsrevision, sei es die Totalrevision oder die Teilrevision, regeln. Die Verfassung von 1857 enthŠlt bereits einen solchen Abschnitt, der unbedingt auch in ein neues Grundgesetz gehört.



Im zehnten Abschnitt sollten verschiedene †bergangs- und Schlussbestimmungen verankert werden, wie sie bereits in der Verfassung von 1857 zu finden sind.





2.	Notwendigkeit, gewissen Bestimmungen Verfassungsrang zukommen zu lassen



Der Begriff des Verfassungsrechts kann zwei Bedeutungen haben: Spricht man von Ver�fassungsrecht im materiellen Sinne, so sind damit alle grundlegenden Bestimmungen gemeint, welche die Organisation des Staates und seine Arbeitsweise regeln. In einem formellen Sinne meint man damit alle Normen, die in einer Verfassung zu finden sind, und zwar unabhŠngig davon, ob sie von grundlegender Bedeutung sind oder nicht. Im Idealfall sollte sich das materielle Verfassungsrecht mit dem formellen Verfassungsrecht decken, d.h. die Verfassung sollte sŠmtliche grundlegenden Bestimmungen des Staates und nur diese umfassen. In unserem Kanton hat das materielle Verfassungsrecht im Laufe der Jahre an Bedeutung gewonnen, ohne dass es systematisch in die Verfassung integriert wurde, so dass diese die "heutige VerfassungsrealitŠt" nicht mehr ausreichend wiedergibt.



Bei der Ausarbeitung einer neuen Verfassung geht es also nicht nur darum, zahlreiche der Verfassungsbestimmungen von 1857 moderner zu formulieren, sondern auch darum, eine Reihe von Normen festzulegen, die fŸr verfassungswürdig erachtet werden, in der Verfassung von 1857 aber fehlen. Es kann sich dabei um ungeschriebene Normen handeln, wie dies bei einigen Grundrechten, so der MenschenwŸrde und der Meinungsfreiheit, der Fall ist. In den meisten FŠllen sind sie jedoch bereits in Gesetzen, Dekreten oder anderen der Verfassung untergeordneten Erlassen aufgefŸhrt. Ein Beispiel dafür sind die šffentlichen Aufgaben, zu denen eine umfangreiche Gesetzgebung besteht (Verkehr, Kommunikation, Wasser, Energie, Umwelt, Bauwesen, šffentliches Gesundheitswesen, Kultur usw.) und deren GrundsŠtze auf Verfassungsebene festgeschrieben werden mŸssten. Dasselbe gilt fŸr die Bestimmungen Ÿber die Finanzordnung, die bereits im Gesetz Ÿber den Finanzhaushalt des Staates und im Steuer�gesetz figurieren. Die Verankerung der wesentlichen GrundsŠtze dieser Gesetze in der neuen Verfassung wŸrde also keinen radikalen Bruch mit der heutigen Situation darstellen. Aller�dings ist ein solcher Schritt auch nicht folgenlos, da die in der neuen Verfassung verankerten Bestimmungen einen höheren Schutz geniessen, weil sie nur mit einem obligatorischen Referendum geändert werden können. Die Aufnahme aller für grundlegend erachteten Bestimmungen in die Verfassung wŸrde schliesslich dazu beitragen, dass die Verfassung aktualisiert und ihre Orientierungsfunktion verstŠrkt würde. Politikerinnen und Politiker und BŸrgerinnen und BŸrger wŸrden sie šfter in die Hand nehmen, wenn sie sich über die Grundlagen des Staates informieren mšchten.





3.	Notwendigkeit, gewisse Bestimmungen aus der Verfassung zu streichen



Es ist nicht ausgeschlossen, dass das verfassunggebende Organ einige fŸr zu wenig wichtig erachtete Bestimmungen aus der Verfassung von 1857 streicht, um sie in einem Gesetz oder Dekret zu verankern. Dies kšnnte z.B. bei Artikel 33 der Verfassung von 1857 der Fall sein, der eine Vielzahl von Unvereinbarkeiten im Detail aufzŠhlt. Diese kšnnten auf Gesetzesstufe geregelt werden, und die Verfassung kšnnte sich darauf beschränken, nur die GrundsŠtze festzuschreiben. Eine solche "RŸckstufung" würde die betreffenden Normen natürlich etwas "schwŠchen", da sie in der Folge ohne obligatorische Volksabstimmung geŠndert werden kšnnten, was aber andererseits auch mehr FlexibilitŠt bedeuten würde, da die entsprechende Bestimmung leichter, d.h. in einem weniger schwerfŠlligen Verfahren, der zukŸnftigen Entwicklung angepasst werden könnte.



Man darf sich allerdings keine Illusionen machen. Die im Ÿbrigen relativ kurze Verfassung von 1857 enthŠlt mehrheitlich Bestimmungen, die wirklich grundlegend sind, d.h. den Rang von materiellem Verfassungsrecht haben. Es gibt sicher nicht viele Normen, die aus der Verfassung gestrichen werden kšnnten. Angesichts der bedeutenden Entwicklung des materiellen Verfassungsrechts in den letzten Jahrzehnten ist unschwer abzusehen, dass die neue Verfassung deutlich lŠnger werden wird als die alte, wenn sie die heutige Verfassungs�realitŠt wirklich widerspiegeln will.







�VI.	ZIELE UND WICHTIGSTE REVISIONSBEREICHE





1.	Ziele



1.1.	Im allgemeinen



Eine Totalrevision kann viele, unterschiedlich wichtige Ziele haben. Der Staatsrat ist deshalb Ÿberzeugt, dass die Hauptziele der Revision klar definiert werden mŸssen. Wenn im folgenden einige Ziele vorgestellt werden, so bedeutet dies aber nicht, dass das verfassung�gebende Organ keine anderen Ziele festlegen darf, doch soll ihnen eine gewisse PrioritŠt eingeräumt werden, wenn der Inhalt der neuen Verfassung konkreter diskutiert wird. Schliesslich kšnnen die genannten Hauptziele nicht nur dadurch realisiert werden, dass das geltende Recht neu geschrieben wird, sondern auch und vor allem durch die Verabschiedung von punktuellen Neuerungen und/oder wirklichen Reformen (TGR 1992 S. 2471).





1.2.	Arbeitsweise der Behšrden



Die neue Verfassung muss unbedingt versuchen, die Arbeitsweise der Behšrden zu verbessern. Diese Frage kann bei einer Totalrevision schlecht ausgeklammert werden, denn schliesslich beruht die Organisation des Grossen Rates, des Staatsrates und der Gerichte weitgehend auf der Verfassung von 1857 wenn nicht sogar auf derjenigen von 1848. Die Legislative, die Exekutive und die Judikative müssen in die Analyse einbezogen werden, die mšgliche Verbesserungen aufzeigen soll. Ohne das Milizsystem unseres Parlaments in Frage zu stellen, wird man versuchen, die Effizienz des Grossen Rates zu verbessern, indem nicht nur seine Zusammensetzung, sondern auch seine Arbeitsorganisation untersucht wird. Des weiteren wird geprŸft, ob der Staatsrat mit seiner jetzigen Organisation noch in der Lage ist, die Rolle wahrzunehmen, die am Ende dieses Jahrhunderts von ihm verlangt wird. Bei der Revision muss dafür gesorgt werden, dass der Handlungsspielraum der Regierung erhalten bleibt. Die Regierung sollte ausserdem von einem Teil ihrer vielen administrativen Aufgaben entlastet werden, damit sie sich vermehrt der Analyse und grundsätzlichen und strategischen †berlegungen widmen kann. Schliesslich soll auch die Judikative ŸberprŸft werden. Es gilt sicherzustellen, dass die verschiedenen Gerichte weiterhin in der Lage sind, ihre Aufgaben gut zu erfŸllen. Das Ziel einer effizienteren Arbeit der Behšrden wird nicht nur erreicht, indem alle drei Gewalten gesondert angegangen werden, sondern gegebenenfalls auch dadurch, dass das VerhŠltnis zwischen den Gewalten ŸberprŸft wird. In dieser Hinsicht gilt zu beachten, dass sich das VerhŠltnis zwischen dem Parlament und der Regierung in den letzten Jahren am stärksten gewandelt hat. Diese Entwicklung ist zu berŸcksichtigen.





1.3.	Territoriale Gliederung



Bei der Ausarbeitung einer neuen Verfassung muss neben der Arbeitsweise der Behšrden auch die territoriale Gliederung unseres Kantons Ÿberdacht werden. Auch hier darf das Erbe des vergangenen Jahrhunderts den Verfassungsgeber nicht daran hindern, Reformen in die Wege zu leiten, die der Entwicklung Freiburgs von einem vorwiegend landwirtschaftlichen Kanton zu einer postindustriellen, modernen Gesellschaft, in der Kommunikation und MobilitŠt eine wichtige Rolle spielen, Rechnung tragen. Dabei soll nicht nur die territoriale Gliederung des Kantons, sondern auch das VerhŠltnis zwischen dem Staat und den Gemeinden geprüft werden.





1.4.	Rechtsstaat, demokratischer Staat und Sozialstaat



Mit der neuen Verfassung sollen auch die Begriffe des Rechtsstaates, des demokratischen Staates und des Sozialstaates gestŠrkt werden. Diese Begriffe sind charakteristische Elemente in der Tradition unseres Kantons wie Ÿbrigens auch der Schweiz. Sie haben jedoch im Laufe der Zeit stark an Bedeutung gewonnen, so dass sie in der neuen Verfassung deutlicher hervorgehoben werden sollten, wie dies alle Kantone getan haben, die ihr Grundgesetz in den letzten Jahren revidiert haben. Die StŠrkung des Rechtsstaates wŠre eine Gelegenheit, einen Grundrechtskatalog in die neue Verfassung aufzunehmen. Die StŠrkung des demokratischen Staates wŸrde es ermšglichen, die Frage der politischen Rechte anzugehen und diese anzupassen, gegebenenfalls indem die bestehenden Rechte erweitert werden. Die StŠrkung des Sozialstaates erfolgt möglicherweise durch die Verankerung von Sozialzielen und sogar von Sozialrechten in der neuen Verfassung.





1.6.	Offene Gesellschaft



Ein Ziel der Revision besteht darin, der Stellung gewisser Gruppen von Personen in unserem Staat besondere Aufmerksamkeit einzurŠumen. Dabei soll unter anderem versucht werden, die WŸnsche der Jugendlichen, der älteren Menschen, der Behinderten oder anderer Bevölkerungsgruppen soweit wie mšglich zu berŸcksichtigen. In diesem Zusammenhang kommt auch der Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichstellung von Frau und Mann eine wichtige Bedeutung zu. Von diesem Ziel kšnnten verschiedene Bereiche betroffen sein, insbesondere die Grundrechte und die Sozialziele. Bei den staatlichen Aufgaben kšnnte die Notwendigkeit, diese BedŸrfnisse besser zu berŸcksichtigen, ebenfalls ihren Ausdruck finden.





1.7.	Transparenz



Die Revision muss schliesslich Transparenz gegenŸber den BŸrgerinnen und BŸrgern anstreben: Die Grundlagen des Staates sollen jedermann klar ersichtlich sein, der die neue Verfassung aufschlŠgt. Das Ziel der Transparenz ergibt sich im Ÿbrigen zum Teil bereits aus den weiter oben genannten Zielen: Nur ein Staat, der Ÿber funktionstŸchtige Behšrden verfŸgt, eine zeitgemässe territoriale Gliederung aufweist und seine demokratische und soziale Dimension sowie seine Rechtsstaatlichkeit klar zum Ausdruck bringt, kann von seinen BŸrgerinnen und BŸrgern besser verstanden werden. Es ist in der Tat unabdingbar, dass diese die Organisation des Kantons und sein Handeln verstehen, sonst verlieren sie ihr Interesse am Staat. Allein schon dadurch, dass das neue Grundgesetz gemŠss der weiter oben erlŠuterten Struktur (vgl. Kap. V) ausgearbeitet und systematisiert wird, wird ein wichtiger Beitrag zur Verwirklichung des Ziels der Transparenz geleistet.





2.	Wichtigste Revisionsbereiche



2.1.	Im allgemeinen



Eine Totalrevision hat den grossen Vorteil, dass mehrere Probleme gleichzeitig angegangen und auf verschiedenen Ebenen €nderungen vorgenommen werden kšnnen. Geplante oder gewŸnschte €nderungen werden dabei natŸrlich erst in der zweiten Phase des Prozesses, d.h. nachdem das Volk dem Grundsatz der Revision zugestimmt hat, konkretisiert. Allerdings kann man sich schwer zum Grundsatz der Revision Šussern, ohne eine wenn auch nur allgemeine Vorstellung davon zu haben, in welche Richtung die allfŠlligen Reformen gehen kšnnten. Der Staatsrat stellt in dieser Botschaft deshalb einige Bereiche vor, die in der zweiten Phase eingehender geprŸft werden kšnnten. Damit soll aber der Handlungsspielraum des fŸr die Ausarbeitung der neuen Verfassung zuständigen Organs nicht eingeschrŠnkt werden: Dem Revisionsorgan, vor allem wenn es sich um einen Verfassungsrat handelt, steht es frei, weitere Bereiche anzupacken oder die hier vorgeschlagenen Bereiche ausser acht zu lassen. Im folgenden sollen lediglich einige Anregungen gegeben und die Grundzüge der neuen Verfassung aufgezeigt werden. Im jetzigen Stadium geht es also noch nicht darum, eine endgültige Stellungnahme zu den hier aufgefŸhrten VorschlŠgen einzuholen. Unter BerŸck�sichtigung der weiter oben angefŸhrten Ziele (vgl. Ziff. 1) kšnnten folgende Bereiche näher untersucht werden:





2.2.	Verbesserung der Arbeitsweise der Behšrden



Verschiedene Massnahmen wären zunächst in bezug auf das Parlament denkbar. Man kšnnte z.B. die Frage der Mitgliederzahl des Grossen Rates angehen, dessen Verkleinerung geprŸft werden sollte. Anzahl und HŠufigkeit der Sessionen sollten auf Gesetzesstufe geregelt werden. Die Rolle und die Stellung der Kommissionen und Fraktionen, die in der Verfassung von 1857 mit keinem Wort erwŠhnt werden, kšnnten thematisiert werden. Man kšnnte prŸfen, ob die GrossrŠtinnen und GrossrŠte verpflichtet werden sollen offenzulegen, in welcher Form sie öffentliche oder private Interessen vertreten. Des weiteren kšnnten die heutigen Unvereinbarkeiten zwischen einem öffentlichen Amt und einem Grossratsmandat Ÿberdacht werden. In bezug auf das Verhältnis zwischen Legislative und Exekutive kšnnte auch die EinfŸhrung eines Auftrags des Grossen Rates an den Staatsrat geprŸft werden, wie dies auf Bundesebene der Fall ist (BBl 1997 III 292-294, 1500 f.). Im Rahmen der Überprüfung dieses Verhältnisses müssten die Mechanismen der Beteiligung des Grossen Rates bei der Ausarbeitung der interkantonalen Konkordate und der internationalen Verein�barungen (vgl. auch Ziff. 2.4) verbessert werden.



Weitere Massnahmen könnten die Regierung und die Verwaltung betreffen. Das Revisions�organ sollte darŸber nachzudenken, ob die heutige Mitgliederzahl des Staatsrates die beste Lösung ist, um die gute Arbeit der Exekutive als Kollegium zu gewŠhrleisten. Es sollte auch die Auswirkungen einer allfŠlligen StŠrkung des Amtes des StaatsratsprŠsidenten analysieren. Es kšnnte die Kumulation der €mter eines Vorstehers einer Direktion und eines Mitglieds des Wahlkollegiums thematisieren. Schliesslich kšnnte es den Grundsatz einer dezentra�lisierten Verwaltung nach Bezirken überdenken, an deren Spitze ein Oberamtmann steht, der zwar vom Volk gewŠhlt wird, aber den Staatsrat vertritt.



Ein drittes Massnahmenpaket kšnnte die Gerichtsorganisation und die Gerichte umfassen. Man sollte die Verfassungsgrundlagen schaffen, damit die strukturelle †berlastung der Gerichte langfristig reduziert werden kann. Besonderes Gewicht könnte auf die Suche nach effizienten Mechanismen für die von den Gerichten ausgeübte Aufsicht gelegt werden. Was die oberen Gerichte anbelangt, ist zunŠchst die Zahl der Richterinnen und Richter oder zumindest die Frage, ob diese Zahl in der neuen Verfassung figurieren muss, zu prŸfen. Man kšnnte auch die Mšglichkeit prŸfen, das Kantonsgericht von einem Teil seiner Aufsichts�aufgaben zu entlasten, indem ein unabhŠngiges Organ wie ein "Magistraturrat" eingesetzt wird. Des weiteren kšnnte man sich Ÿberlegen, ob zur Entlastung der oberen Gerichte neue Instanzen geschaffen werden sollten. So kšnnte z.B. die Einrichtung einer Ombudsstelle geprŸft werden. Um die QualitŠt der Gerichtsbarkeit zu verbessern, kšnnte schliesslich die EinfŸhrung einer eigentlichen Verfassungsgerichtsbarkeit ins Auge gefasst werden.





�2.3.	Territoriale Gliederung



FŸr eine bessere territoriale Gliederung und eine neue Definition des VerhŠltnisses zwischen dem Staat und den Gemeinden sind verschiedene Massnahmen denkbar. Man könnte zunächst die Grundsätze des Finanzausgleichs und die Aufgabenteilung zwischen dem Staat und den Gemeinden angehen oder auch die Regelung der Gemeindezusammenschlüsse und die Gemeindeautonomie überprüfen. Dieses Ziel wird es auch ermöglichen, die Schaffung neuer regionaler Einheiten und ihre Verankerung in der Verfassung zu diskutieren, die besser in der Lage sind, die Aufgaben wahrzunehmen, mit denen eine Gemeinde oder sogar ein Bezirk überfordert ist. Dabei darf das Revisionsorgan die heutige Aufteilung in Bezirke durchaus in Frage stellen. Die Gebietseinteilung, die auf die Verfassung von 1848 zurŸckgeht, entspricht kaum mehr der heutigen RealitŠt, in der die (grenzŸberschreitende) Zusammenarbeit eine immer wichtigere Rolle spielt.





2.4.	Rechtsstaat, demokratischer Staat und Sozialstaat



Die StŠrkung des Rechtsstaates wird hauptsŠchlich durch die Aufnahme eines Grundrechts�katalogs in die neue Verfassung gewŠhrleistet. Dieser Katalog Ÿbernimmt zunŠchst die in der Verfassung von 1857 aufgeführten Grundrechte, so die Handels- und Gewerbefreiheit und die Eigentumsgarantie, in modernerer Form. Ferner sollten auch eine Reihe von Grundrechten Platz finden, z.B. die Meinungs- und Informationsfreiheit oder die Kunstfreiheit, die heute von der Lehre und der Rechtsprechung anerkannt werden, aber weder durch die Bundesverfassung von 1874, noch durch die freiburgische Verfassung von 1857 garantiert sind. Der Grundrechtskatalog kšnnte schliesslich auch Ÿber den aus dem Bundesrecht und dem internationalen Recht (EuropŠische Menschenrechtskonvention, Pakt I und II der UNO) abzuleitenden Mindestschutz hinausgehen: Man kšnnte z.B. die EinfŸhrung eines Rechts auf Einsicht in die amtlichen Akten oder eines Demonstrationsrechts prŸfen. Es gilt aber zu beachten, dass gewisse Massnahmen, wie die weiter oben erwŠhnte Schaffung einer eigentlichen Verfassungsgerichtsbarkeit oder einer Ombudsstelle auch zur StŠrkung des Rechtsstaates beitragen wŸrden.



Der Begriff des demokratischen Staates kšnnte durch die EinfŸhrung neuer Volksrechte an Bedeutung gewinnen, was allerdings nicht ausschliesst, dass gleichzeitig bestehende Rechte eingeschränkt werden, falls dies für notwendig erachtet wird. Neue Volksrechte, die das verfassunggebende Organ prüfen könnte, wären z.B. das Recht auf vorzeitige Neuwahl der Behörden, die Einführung eines konstruktiven Referendums oder eines Verwaltungs�referendums oder die Schaffung eines Behördenreferendums. Andere Neuerungen kommen für die politischen Rechte in Frage: Möglichkeit der Variantenabstimmung bei zukünftigen Verfassungsrevisionen oder die Einführung der Möglichkeit, bei Abstimmungen über Verfassungsinitiativen ein doppeltes Ja einzulegen, d.h. sowohl die Initiative als auch den Gegenvorschlag anzunehmen. Neben der Erweiterung der Volksrechte müssten auch die Unterschriftenzahl und die Frist überprüft werden, die bei der Einreichung einer Initiative oder eines Referendums zu beachten sind. Was die Inhaber der politischen Rechte anbelangt, wären noch andere Massnahmen zur Stärkung des demokratischen Staates denkbar. Man könnte z.B. den im Ausland ansässigen Freiburgerinnen und Freiburgern die politischen Rechte gewähren oder den Ausländerinnen und Ausländern, die seit einer gewissen Zeit in unserem Kanton wohnen, bestimmte politische Rechte einräumen. Es wäre auch denkbar, die heute dem Wahlkollegium zugewiesene Befugnis, gewisse hauptamtliche Magistraten zu wählen, dem Grossen Rat oder dem Volk zu übertragen. Schliesslich müsste das Revisions�organ nach neuen Mitteln suchen, um das Parlament besser in die interkantonale Zusammen�arbeit einzubeziehen, die sich heute mehrheitlich in den Händen der Regierung befindet (vgl. auch Ziff. 2.2).

Der Sozialstaat könnte zunächst durch die Aufnahme eines Katalogs von Sozialzielen in die neue Verfassung gestärkt werden. Im Gegensatz zu den Sozialrechten würden sich die Sozialziele in erster Linie an den Gesetzgeber richten und könnten daher von Privaten nicht vor Gericht eingeklagt werden. Mögliche Sozialziele wären z.B., dass jedermann durch seine Arbeit für seinen Unterhalt aufkommen kann, in zumutbaren Bedingungen wohnen kann und eine seinen Fähigkeiten entsprechende Ausbildung erhält, dass die Bedürfnisse Behinderter berücksichtigt werden oder dass Familien besonders unterstützt werden. Die Sozialstaatlich�keit könnte durch die allfällige Verankerung von eigentlichen Sozialrechten in der Verfassung gestärkt werden, d.h. von direkt einklagbaren Ansprüchen, die es den Bürgerinnen und Bürgern ermöglichen, positive Leistungen des Staates zu fordern. Unter die Sozialrechte fallen beispielsweise das Recht auf Existenzsicherung (bzw. das Recht auf ein Mindest�einkommen) oder das Recht auf eine Ausbildung nach der obligatorischen Schulzeit.





2.5.	Offene Gesellschaft



Die Stellung gewisser sozialer Gruppen könnte in der neuen Verfassung mit verschiedenen Massnahmen verbessert werden. Die Sozialziele könnten für den Staat einen Anreiz schaffen, insbesondere junge und ältere Menschen sowie Behinderte in ihrer sozialen, kulturellen und politischen Integration zu unterstützen. Sie würden es auch ermöglichen, den Berufseinstieg der Jungen und der Behinderten zu fördern. Denkbar wäre auch die Einführung eines einklagbaren Sozialrechts, das den Kindern einen besonderen Schutz garantiert. Man könnte die Einführung einer Norm prüfen, wonach die Organe des Staates die Gleichberechtigung von Frau und Mann verwirklichen müssen. Zudem könnte auch geprüft werden, ob in dem den staatlichen Aufgaben gewidmeten Kapitel eine Bestimmung verankert werden soll, wonach die Schutzbedürfnisse der weiter oben erwähnten Gruppen zu berück�sichtigen sind. Des weiteren könnte auch über die Schaffung eines repräsentativen Organs der Jugendlichen oder der älteren Menschen nachgedacht werden. Eine weitere denkbare Massnahme wäre die Senkung des Mindestalters für die Wahl in die Exekutive und die Judikative von 25 auf 18 Jahre.





2.6.	Transparenz



Wie bereits weiter oben erwähnt, lässt sich das Ziel der Transparenz hauptsächlich dadurch erreichen, dass die Verfassung neu geschrieben wird, auch wenn man sich dabei auf die Wiedergabe der gegenwärtigen Verfassungsrealität des Kantons Freiburg beschränken würde. Selbst wenn man auf punktuelle Neuerungen und inhaltliche Reformen verzichten würde, hätte eine solche Überarbeitung den grossen Vorteil, dass den Bürgerinnen und Bürgern klar vor Augen geführt würde, was aus dem Kanton Freiburg geworden ist: Bei der Lektüre der neuen Verfassung könnten alle Bürgerinnen und Bürger die garantierten Grundrechte leicht finden und sich über die Aufgaben des Staates oder die Grundsätze unserer Finanzordnung informieren. All dies ist heute praktisch unmöglich. Die Transparenz gegenüber der Bevöl�kerung könnte auch mit anderen punktuellen Massnahmen gewährleistet werden. Zu erwähnen sind hier beispielsweise die Aufnahme einer Bestimmung über die Information der Öffentlichkeit, die Einführung eines Rechts auf Einsicht in amtliche Akten oder die Verankerung einer Bestimmung über die Rolle der politischen Parteien, d.h. die Präzisierung, dass diese zur Meinungs- und Willensbildung der Bevölkerung beitragen.







�VII.	VORARBEITEN





Nachdem das Volk dem Grundsatz der Totalrevision der Staatsverfassung einmal zugestimmt hat, muss der neue Verfassungsentwurf ausgearbeitet werden. Dieses Kapitel soll das mögliche Vorgehen aufzeigen.





1.		Beteiligung der Bevölkerung



Bereits weiter oben wurde aufgezeigt, welche Bedeutung eine moderne Verfassung, welche die grundlegenden Prinzipien der politischen Gemeinschaft umfasst, für einen Staat hat. Das neue Grundgesetz unseres Kantons wird daher nur dadurch legitimiert, dass sich die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger aktiv an der Revision beteiligt, und zwar während des gesamten Prozesses und nicht erst durch die Abgabe des Stimmzettels bei der Abstimmung über den endgültigen Verfassungsentwurf. Der Staatsrat ist überzeugt, dass sowohl die verschiedenen Vereinigungen als auch die einzelnen Bürgerinnen und Bürger durch verschiedenste Kanäle am Prozess beteiligt werden müssen. Ein besonderer Platz wird dabei den Jungen eingeräumt.



In dieser vorbereitenden Phase, bei der Transparenz und Mitsprache von grosser Bedeutung sind, sollen verschiedenste Ideen und Vorschläge gesammelt und eine breite Diskussion eröffnet werden. Man darf allerdings nicht verschweigen, dass eine Totalrevision der Verfassung bei der Bevölkerung keine spontane Begeisterung auslösen wird, da sie in erster Linie als Aufgabe der Spezialisten wahrgenommen wird. Angesichts der Wichtigkeit des Vorhabens geht es nicht nur darum, den Zugang zur Information und die aktive Mitwirkung sicherzustellen, sondern auch darum, sie durch aktive Massnahmen zu fördern. Natürlich wird es Sache der Spezialisten für Verfassungsfragen sein, die eingegangenen Vorschläge zu sichten, zu analysieren und in eine Verfassungsbestimmung zu integrieren, wobei sie stets um die Lesbarkeit des endgültigen Verfassungstextes bemüht sein müssen. Ein langwieriges Unterfangen wie eine Totalrevision der Verfassung kann nur gelingen, wenn die Bevölkerung informiert und einbezogen wird. Alle kantonalen Verfassungsrevisionen der letzten Jahre wurden ebenfalls in einem solchen offenen Prozess durchgeführt.





2.	Prozess in fünf Phasen



Um die weiter oben aufgeführten Grundsätze zu konkretisieren, schlägt der Staatsrat vor, die Vorarbeiten in die folgenden fünf Phasen zu gliedern:



1. Ausarbeitung eines Ideenhefts

2. Erste Skizze eines neuen Verfassungstextes

3. Vernehmlassung zur ersten Skizze

4. Ausarbeitung eines Vorentwurfs mit Botschaft

5. Beratungen des verfassunggebenden Organs



Die erste Phase, d.h. die Ausarbeitung eines Ideenhefts, verfolgt zwei Ziele: einerseits die Information der Bevölkerung über die Funktion und Bedeutung einer Kantonsverfassung sowie über die Herausforderungen der Totalrevision; andererseits sollen möglichst viele Vorschläge, Ideen und Meinungen gesammelt werden.



Die Ideenhefte, die ein oder mehrere Kapitel zu den Themen umfassen, die in der neuen Verfassung figurieren sollen (z.B. Individualrechte und -pflichten, öffentliche Aufgaben, Volksrechte, Kantonsbehörden, territoriale Gliederung usw.) werden zu verschiedenen Zeitpunkten einem breiten Publikum zugänglich gemacht. Dazu werden kurze Erläuterungen zu den wichtigen Fragen sowie ein offener Fragebogen verteilt.



Schliesslich wird ein besonderes Ideenheft zuhanden der Schülerinnen und Schüler der verschiedenen Stufen (Primarschule, Orientierungsschule, Gymnasium, Berufsschule usw.) ausgearbeitet und im Rahmen des Staatskundeunterrichts eingesetzt.



Die Ideenhefte werden bei Pressekonferenzen über die üblichen Informationskanäle vorgestellt. Es besteht auch die Möglichkeit, sich auf einer Website im Internet zu informieren und Anregungen zu machen. Die regelmässige Veröffentlichung der Ideenhefte hat eine Reihe von Vorteilen: Die öffentliche Diskussion, die zu einem gegebenen Zeitpunkt über ein bestimmtes Thema geführt wird, kann besser organisiert werden, und die aufgrund der Komplexität der Materie mögliche Verwirrung kann vermieden werden. Ausserdem kann regelmässig über den neuesten Stand informiert werden, da nicht alle Antworten abgewartet werden müssen, bevor mit der Synthese begonnen wird.



In der zweiten Phase wird auf der Grundlage dieser Synthese eine erste Skizze der neuen Verfassung ausgearbeitet, nachdem die eingegangenen Vorschläge analysiert wurden. Diese Skizze widerspiegelt gewissermassen die in der ersten Phase geäusserten Meinungen. Sie wird in eine möglichst breite Vernehmlassung gegeben, welche die dritte Phase darstellt.



Die Analyse der Vernehmlassungsergebnisse sollte es ermöglichen, in einer vierten Phase einen Vorentwurf der neuen Verfassung auszuarbeiten. Dieser wird von einer Botschaft begleitet, der das verfassunggebende Organ über die Ergebnisse der Vorarbeiten und die getroffenen Entscheide informiert. Es gilt allerdings zu beachten, dass ein Verfassungsrat, sollte sich das Volk dafür entscheiden, auch ein anderes Vorgehen wählen kann.



In der fünften Phase wird der Entwurf der neuen Verfassung, der dem Volk zur Abstimmung unterbreitet wird, entweder vom Grossen Rat gemäss den üblichen Vorschriften, die für seine Beratungen gelten (Art. 79 ff. GRRG), oder vom Verfassungsrat gemäss dem von ihm erlassenen Reglement (Art. 206a GABR) verabschiedet.





3.	Projektorganisation



Für die Vorarbeiten beabsichtigt der Staatsrat, die klassische Struktur einer Projekt�organisation mit einer Projektoberleitung und einer Projektleitung zu verwenden, wie dies für die Vorbereitung dieser Botschaft der Fall war. Die Projektoberleitung hat hauptsächlich die Aufgabe, die Arbeiten der Projektleitung zu leiten, indem sie den Arbeitsrahmen festlegt und ihr die Richtung vorgibt. Die Projektleitung kann auf diese Weise die wichtigsten Änderungen und Vorschläge beschliessen, die im Verfassungsentwurf figurieren müssen. Der Staatsrat wird dafür sorgen, dass die politischen Kreise oder die wichtigsten Strömungen und die wissenschaftlichen Kreise in der Projektoberleitung angemessen vertreten sind. Die Projektleitung wird in erster Linie auf die Ressourcen der Verwaltung zurückgreifen, wobei eine wissenschaftliche Begleitung durch Beraterinnen und Berater, die für die Dauer des Projekts angestellt werden, sinnvoll wäre. Schliesslich kann die Projektorganisation auch Experten beiziehen, denen ein klar abgegrenztes Mandat erteilt wird.



Einem Verfassungsrat würde es allerdings freistehen, von diesem Organisationskonzept abzuweichen.





�4.	Kosten und Zeitplan



Aufgrund des Umfangs des Projekts und seiner Unwägbarkeiten können die Kosten und der Zeitplan nur schwer geschätzt werden. Am aufschlussreichsten ist vielleicht der Vergleich mit denjenigen Kantonen, welche die Totalrevision ihrer Verfassung bereits abgeschlossen haben. Der Zeitplan und die Kosten hängen vor allem davon ab, wieviel Bedeutung der Kommunikation und dem von der Bevölkerung geäusserten Interesse beigemessen wird. Zudem sollte die Qualität der Vorarbeiten die Aufgabe des verfassunggebenden Organs erleichtern, so dass weniger Zeit für die Beratungen aufgewendet werden muss.



In bezug auf die Kosten ist festzuhalten, dass die Kantone im Durchschnitt rund drei Millionen Franken ausgegeben haben. Für die Revision unserer Verfassung werden die Kosten jedoch tiefer geschätzt und liegen unter zwei Millionen Franken (vgl. Beilage). Bei dieser Schätzung wurden die zusätzlichen Kosten, die durch die Wahl und die Arbeit eines Verfassungsrates entstehen, nicht berücksichtigt. Zudem wurde die Inanspruchnahme der Verwaltung und ihres Personals nicht gerechnet.



In den Kantonen, die ihre Verfassung in den letzten Jahren revidiert haben, verstrichen nach dem Grundsatzentscheid in den meisten Fällen rund fünf bis sechs Jahre, bis das Volk über die neue Verfassung abstimmen konnte. Der Staatsrat sieht einen ähnlichen Zeitrahmen vor.







�Überblick über die Organisation der Vorarbeiten





Phasen

�

Bezeichnung�

Verfasser/Verantwortlicher�

Zeitplan1�

Kosten2��

1�

Ideenhefte�

Projektorganisation�

Ende 1999�

550'000

��2�Erste Skizze der Staatsverfassung�Projektorganisation, Genehmigung der Skizze durch den Staatsrat

�Sommer 2000�200'000��3�Vernehmlassung zur ersten Skizze und Auswertung

�Projektorganisation�Ende 2000�300'000��4�Vorentwurf der neuen Verfassung und Botschaft an den Grossen Rat oder an den Verfassungsrat3

�Projektorganisation und Staatsrat�Ende 2001�300'000��5�Beratungen des verfassunggebenden Organs�Grosser Rat oder Verfassungsrat�Sommer 2002�300'000��6�Annahme des Verfassungsentwurfs durch das verfassunggebende Organ�Grosser Rat oder Verfassungsrat�Sommer 2003�--��7�Volksabstimmung�Volk�Ende 2003�--��

Bemerkungen

1 Bei der Festsetzung des Zeitplans wurde davon ausgegangen, dass die Abstimmung über den Grundsatz der Verfassungsrevision im Frühling 1999 durchgeführt wird.

2 Die Kosten für Personal, Experten und Entlöhnung der Mitglieder der Projektoberleitung machen etwa 50% der Kosten aus.

3 Sofern das Volk bei der Grundsatzabstimmung beschliesst, diese Aufgabe einem Verfassungsrat zu übertragen, so könnte dieser frühestens im Herbst 1999 gewählt werden.

�VIII.	ABSTIMMUNGSVERFAHREN





1.	Im allgemeinen



Wenn dem Volk eine so umfangreiche Vorlage wie eine neue Verfassung zur Abstimmung unterbreitet wird, verlangt man unweigerlich, dass es sich zur gesamten Vorlage äussert. Der Entwurf einer neuen Verfassung stellt nämlich eine Einheit dar, auch wenn er verschiedene Kapitel umfasst und einige Bürgerinnen und Bürger vielleicht einzelne Teile begrüssen, sich mit anderen jedoch nur schwer abfinden können. Dies ist ein normales Phänomen, denn wenn ein Gemeinwesen sich eine neue Verfassung gibt, stellt sie neue Grundregeln auf, mit denen vielleicht nicht alle einverstanden sind, wobei aber alle einiggehen, dass sie für ein harmonisches Zusammenleben notwendig sind.



Es ist jedoch möglich, dass die eine oder andere Frage bei den Beratungen zur neuen Verfassung besonders umstritten ist. Falls bei einer solchen Frage kein Konsens in bezug auf den dem Volk zu unterbreitenden Entwurf gefunden wird und der Entscheid klar auf Kosten einer anderen Lösung getroffen werden muss, besteht die Gefahr, dass die Verliererseite daraus eine Grundsatzfrage macht und zum Schluss den gesamten Entwurf bekämpft. Die Opposition gegen verschiedene Einzelfragen könnte sich kumulieren, so dass schliesslich die gesamte Totalrevision der Verfassung gefährdet ist. Das Scheitern einer Totalrevision würde aber für alle Beteiligten einen Zeit- und Energieverlust darstellen. Es gibt jedoch einige Möglichkeiten, um dieses Risiko zu mildern, indem über besonders umstrittene Fragen gesondert abgestimmt wird.



Die erste Möglichkeit ist die Teilrevision der Verfassung. Wenn die umstrittene Frage besonders wichtig und komplex ist und eingehende Vorarbeiten erfordert, so kann sie im Rahmen einer Teilrevision behandelt werden, die dem Volk kurz vor oder nach der Total�revision zur Abstimmung unterbreitet wird. Diese Möglichkeit ist in der Verfassung von 1857 bereits vorgesehen, so dass sie problemlos umzusetzen wäre. Der Staatsrat ist jedoch gegen ein solches Vorgehen, da eine Teilrevision trotzdem schwerfällig bleibt. Ausserdem würde der Grundsatz der Einheit der Materie den Umfang einer Teilrevision beträchtlich einschränken. Schliesslich hätte auch die Bevölkerung Mühe zu akzeptieren, dass bei einem so ehrgeizigen Vorhaben wie einer Totalrevision nicht für eine gewisse Zeit von Teilrevisionen abgesehen werden kann.



Ein zweites Mittel wäre die Möglichkeit, die Totalrevision in verschiedene "Pakete" zu gliedern und diese nacheinander zur Abstimmung zu bringen. Jedes Paket könnte einen Abschnitt oder ein Kapitel der neuen Verfassung enthalten. Der Staatsrat befürwortet aber auch diese Lösung nicht, da das Verfahren viel zu lange dauern würde und die Bürgerinnen und Bürger nur schwer den Überblick über die Totalrevision behalten könnten. Ein solches Vorgehen eignet sich zudem vor allem dazu, grössere politische Konflikte in bezug auf ganze Kapitel des Verfassungsrechts zu entschärfen, was vielleicht auf Bundesebene der Fall ist (z.B. für die Volksrechte), auf Kantonsebene jedoch nicht zutrifft.



Ein drittes Mittel ist die nachfolgend erläuterte Methode der Varianten.





2.	Varianten



Bei dieser Methode wird über verschiedene umstrittene Fragen (also nicht über ganze Kapitel) gesondert abgestimmt, wobei die Abstimmungen vor oder gleichzeitig mit der Volks�abstimmung über den Entwurf der neuen Verfassung stattfinden können. Diese Methode hat den Vorteil, dass die Bürgerinnen und Bürger eine der vorgeschlagenen Varianten nur annehmen können, wenn sie gleichzeitig dem gesamten Verfassungsentwurf zustimmen. Auf diese Weise kumulieren sich die Jastimmen zu den verschiedenen Varianten anstatt die Nein�stimmen zu umstrittenen Bestimmungen. Durch die Varianten wird die Abstimmung zudem interessanter und attraktiver: Die Stimmberechtigten haben mehr Handlungsspielraum und fühlen sich als mündige Bürgerinnen und Bürger ernst genommen, was sich positiv auf die Stimmbeteiligung auswirken kann. Schliesslich sprechen auch die positiven Erfahrungen der Kantone (Basel-Landschaft, Bern, Solothurn), die eine erfolgreiche Variantenabstimmung durchgeführt haben, für dieses Vorgehen (BBl 1997 III S. 1323). Erst vor kurzem haben auch der Bund und andere Kantone (Graubünden, Schaffhausen) die nötigen Grundlagen für eine Variantenabstimmung geschaffen. Diese kann auf zwei Arten erfolgen:



-	Findet die Abstimmung vorgängig statt, so weist das Resultat die Richtung, die das verfassunggebende Organ anschliessend bei der Ausarbeitung der neuen Verfassung einschlagen muss. Der Staatsrat spricht sich jedoch gegen dieses Vorgehen aus, weil es mehrere Nachteile hat. Der mehr oder weniger verbindliche Charakter der vorgängigen Abstimmung ist in rechtlicher Hinsicht nämlich fragwürdig, da immer die Möglichkeit eines Meinungsumschwungs besteht, dies um so mehr, je mehr Zeit zwischen der vorgängigen Abstimmung und der endgültigen Abstimmung über den Verfassungs�entwurf verstreicht. Ausserdem besteht immer noch die Gefahr, dass die Stimm�berechtigten, die in der vorgängigen Abstimmung unterlegen sind, ihren Widerstand mit einem Nein zum gesamten Entwurf zum Ausdruck bringen. Schliesslich würde den gestellten Fragen vermutlich unverhältnismässig viel Bedeutung eingeräumt, wenn eine vorgängige Abstimmung durchgeführt wird.



-	Findet die Abstimmung gleichzeitig statt, so stimmt das Volk zur gleichen Zeit über die Hauptvorlage und die Varianten ab. Der Staatsrat schlägt diese Lösung für die geplante Totalrevision der geltenden Verfassung vor. Die gleichzeitige Abstimmung über verschiedene Varianten hat zwar ebenfalls Nachteile, da die Stimmberechtigten darin ein Zeichen der Führungs- und Entscheidungsschwäche der Behörden sehen können. Ausserdem können Varianten die Bürgerinnen und Bürger verwirren, wenn sie nicht genau abschätzen können, welche Auswirkungen ihre Stimme hat. Sofern man jedoch gewisse Grenzen setzt und die Modalitäten festlegt, machen die Vorteile dieser Lösung die Nachteile jedoch mehr als wett.





3.	Modalitäten der gleichzeitigen Abstimmung über die Varianten



Zuerst muss die Frage beantwortet werden, ob die Verfassung von 1857 vor oder gleichzeitig mit der Totalrevision geändert werden muss, damit dem Volk Varianten zur Abstimmung unterbreitet werden können. Diese Frage ist zu verneinen. Die Verfassung von 1857 enthält keinerlei Angaben zu den Varianten, verbietet sie aber auch nicht. Die Varianten sind daher aus der Sicht der Verfassung zulässig. Zu dieser Schlussfolgerung ist auch der Bundesrat im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung gekommen (BBl 1985 III S.Ê130).



Da die Möglichkeit, über verschiedene Varianten abzustimmen, eine wichtige Neuerung darstellt, sollte das Volk nach Ansicht des Staatsrates zu dieser Frage Stellung nehmen können. In technischer Hinsicht erfolgt dies durch das dem Volk zur Abstimmung unter�breitete Dekret, das neben der Grundsatzfrage und der Frage über das zuständige Revisions�organ eine dritte Frage zur Möglichkeit vorsieht, im Rahmen des laufenden Revisions�prozesses Varianten vorzuschlagen. Die Befragung des Volks zu den Varianten macht die Abstimmung attraktiver, und zudem lassen sich vielleicht mehr Bürgerinnen und Bürger für das Vorhaben der Totalrevision gewinnen.

Obwohl es keine Verfassungsänderung braucht, um Varianten zu unterbreiten, und obwohl das Volk zu deren Zulässigkeit befragt wird, stellt sich die Frage, ob nicht trotzdem eine generell-abstrakte Norm, d.h. eine gesetzliche Grundlage eigens für diesen Punkt, erforderlich wäre. Eine solche Forderung scheint sich aus der Rechtsprechung des Bundesgerichts zu ergeben, für das eine gesetzliche Grundlage für jedes Abstimmungsverfahren mit einem rechtlich bindenden Resultat erforderlich ist (BGE 104 Ia 232). In bezug auf die Bundesverfassung teilen viele Autoren und auch der Bundesrat diese Auffassung (BBl 1997 IV S.Ê1604). Aufgrund der technischen Komplexität der Einführung einer Varianten�abstimmung ist es zudem gerechtfertigt, wenn man die Modalitäten auf Gesetzesstufe regelt, um zu vermeiden, dass die Diskussion über den Inhalt der neuen Verfassung durch Erläuterungen zum Abstimmungsverfahren erschwert wird. Da die freiburgische Gesetz�gebung die Möglichkeit einer Variantenabstimmung bei einer Verfassungsrevision nicht vorsieht, wird der Staatsrat also konkret eine entsprechende Änderung des Gesetzes über die Ausübung der bürgerlichen Rechte beantragen, um dem verfassunggebenden Organ diese Möglichkeit zu geben. Dabei muss natürlich dafür gesorgt werden, dass die neue Norm vor der Abstimmung über den Verfassungsentwurf in Kraft tritt.



Unter dem Gesichtspunkt der Stimm- und Wahlfreiheit, welche die freie Meinungsbildung der Bürgerinnen und Bürger und den zuverlässigen und unverfälschten Ausdruck des Volks�willens gewährleistet, ist es ausserordentlich wichtig, dass nur wenige Varianten zur Abstimmung unterbreitet werden. Die Bürgerinnen und Bürger müssen abschätzen können, welches Ergebnis schliesslich aus den verschiedenen gleichzeitig gestellten Fragen hervor�geht. Aufgrund der Erfahrungen auf Kantons- und Bundesebene können wohl kaum mehr als drei Varianten vorgeschlagen werden, was bei der Änderung des Gesetzes über die Ausübung der bürgerlichen Rechte präzisiert werden muss. Damit die dem Volk unterbreiteten Fragen nicht übermässig kompliziert werden, sollte zu jedem strittigen Punkt nicht mehr als eine Alternative vorgeschlagen werden.



Schliesslich gilt zu beachten, dass der Entscheid, dem Volk Varianten zu unterbreiten, ein politischer Entscheid ist. Es kann sich im übrigen auch um ein zweischneidiges Schwert handeln, da gewisse unpopuläre Massnahmen in einer Volksabstimmung oft nur Chancen haben, wenn sie in ein Gesamtpaket integriert sind; wenn gesondert darüber abgestimmt wird, besteht hingegen die Gefahr der Ablehnung, was das Gleichgewicht eines ganzen Kapitels der neuen Verfassung gefährden kann. Das verfassunggebende Organ wird daher sorgfältig prüfen müssen, zu welchen Fragen es Varianten vorlegen will. Der Entscheid über die schliesslich berücksichtigten Varianten darf erst nach Abschluss der Beratungen des verfassunggebenden Organs getroffen werden, da dieses erst dann einen Überblick über das gesamte Projekt haben kann.







IX. KOMMENTAR ZUM DEKRETSENTWURF





Artikel 1



Artikel 1 leitet das Verfahren zur Totalrevision der Staatsverfassung von 1857 gemäss Artikel 78 Abs. 2 KV formell ein. Gemäss dieser Bestimmung obliegt die Einleitung eines solchen Verfahrens nämlich (insbesondere) dem Grossen Rat.





�Artikel 2



Der Entscheid, eine Totalrevision der Verfassung von 1857 einzuleiten, bedeutet, dass die Grundsatzfrage nach Massgabe von Artikel 80 KV dem Volk unterbreitet werden muss, das entscheidet, ob das geltende Grundgesetz revidiert werden soll. Dies ist der Zweck von Artikel 2 dieses Dekrets.



Ein Ja zum Grundsatz der Verfassungsrevision stellt einen verbindlichen Auftrag an die Behörden des Staates und vor allem an den Staatsrat dar, die Vorarbeiten (vgl. Kap. VII) im Hinblick auf die Ausarbeitung eines Verfassungstextes in Angriff zu nehmen, der vom verfassunggebenden Organ verabschiedet und dann dem Volk unterbreitet werden muss. Falls sich das Volk jedoch gegen eine Totalrevision ausspricht, so nimmt der Grosse Rat gemäss Artikel 224 und 225 GABR durch Verweis von Artikel 230 GABR von diesem Entscheid Kenntnis.





Artikel 3



Bei der Abstimmung über den Grundsatz der Totalrevision muss das Volk aufgrund von Artikel 80 Abs. 1 KV auch entscheiden, ob die Revision von einem eigens dafür gewählten Verfassungsrat oder vom Grossen Rat durchgeführt werden soll. Dieser Punkt wird im ersten Absatz dieses Artikels geregelt. In bezug auf den Verfassungsrat und die Argumente, die für ihn sprechen, wird auf Kapitel IV verwiesen. In diesem Zusammenhang gilt zu beachten, dass das Abstimmungsergebnis gemäss Artikel 206 Abs. 3 GABR ungültig ist, wenn sich das Volk gleichzeitig sowohl für den Verfassungsrat als auch für den Grossen Rat oder sowohl gegen den Verfassungsrat als auch gegen den Grossen Rat ausspricht.



Die Frage, ob der Grosse Rat dem Volk eine Empfehlung für die Bezeichnung des Revisions�organs abgeben darf, ist weder in der Verfassung von 1857 noch im Gesetz über die Ausübung der bürgerlichen Rechte genau geregelt.



In bezug auf den zweiten Absatz dieser Bestimmung gilt es zu beachten, dass es von Vorteil ist, wenn der Grosse seine Meinung deutlich zum Ausdruck bringt, auch wenn das Volk in dieser Beziehung selbstverständlich völlig frei entscheiden kann: einerseits, weil er in erster Linie betroffen ist in bezug auf seine Bereitschaft, die neue Verfassung selbst zu verabschieden, und andererseits, weil dies, wie bereits in Kapitel IV aufgezeigt, eine wichtige Frage ist. Der zweite Absatz übernimmt im Grunde genommen lediglich den Inhalt von Artikel 205bis GABR, wonach der Grosse Rat "dem Volk die Annahme oder die Verwerfung der Initiative empfehlen" kann. Wenn er dies bei einer Verfassungsinitiative tun kann, so ist davon aus�zugehen, dass er zur Bezeichnung des verfassunggebenden Organs ebenfalls klar Stellung nehmen darf.





Artikel 4



Diese Bestimmung ermöglicht es, das Volk zur Zweckmässigkeit von Varianten�abstimmungen zu befragen, deren Vorteile in Kapitel VIII dargelegt werden. Die Modalitäten zur Umsetzung der Variantenabstimmung werden in der Ausführungsgesetzgebung festgelegt, da sie offensichtlich nicht Verfassungsrang haben. Ausserdem soll die dem Volk unterbreitete Frage nicht durch vorwiegend technische Erläuterungen komplizierter gemacht werden.







Artikel 5



Diese Bestimmung beauftragt den Staatsrat, die Vollzugsbestimmungen über die Modalitäten des Urnengangs zu erlassen. Diese betreffen vor allem die Art und Weise, wie das Volk sich zur Bezeichnung des verfassunggebenden Organs und zum Grundsatz der Varianten äussern kann.









Wir beantragen Ihnen, diesen Dekretsentwurf anzunehmen.







Wir versichern Sie, sehr geehrte Frau PrŠsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, unserer vorzŸglichen Hochachtung.







IM NAMEN DES STAATSRATES







Der PrŠsident:	Der Kanzler:



A. MACHERET	R. AEBISCHER



�	Entwurf vom 29.9.98

Dekret



vom 



über die Einleitung der Totalrevision der Staatsverfassung









Der Grosse Rat des Kantons Freiburg





gestützt auf Artikel 78 und 80 der Staatsverfassung des Kantons Freiburg vom 7. Mai 1857;



nach Einsicht in die Botschaft des Staatsrates vom 29. September 1998;



auf Antrag dieser Behörde,





beschliesst:





Artikel 1. Das Verfahren zur Totalrevision der Staatsverfassung des Kantons Freiburg vom 7. Mai 1857 wird eingeleitet.





Art. 2. Die Frage des Grundsatzes der Totalrevision wird dem Volk zur Abstimmung unterbreitet.





Art. 3. 1 Das Volk wird ebenfalls aufgerufen zu entscheiden, ob die Totalrevision von einem eigens dafür gewählten Verfassungsrat oder vom Grossen Rat durchgeführt werden soll.



2 Der Grosse Rat empfiehlt dem Volk, einen Verfassungsrat mit der Verfassungsrevision zu beauftragen.





Art. 4. Bei dieser Abstimmung befindet das Volk auch darüber, ob der Entwurf der neuen Verfassung bei besonderen Fragen Varianten vorsehen darf, die gleichzeitig mit dem gesamten Entwurf zur Abstimmung unterbreitet werden. Die Vollzugsmodalitäten werden im Gesetz geregelt.





Art. 5. Der Staatsrat wird mit der Organisation der Volksabstimmung beauftragt.





Also beschlossen vom Grossen Rat, zu Freiburg, am 



�





�





�












